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Da die bisherigen Geſetze über die Aufhebung der Gemeinheiten für das 
Bedurfniß der erweiterten Landkultur nicht mehr genuͤgen; fo haben Wir die⸗ 
ſelbe einer ſorgfaͤltigen Reviſion unterwerfen, und den ausgearbeiteten Ent⸗ 
wurf zu einer Gemeinheitstheilungs⸗Ordnung, mit Zuziehung der Provinzial⸗ 
kollegien und ſachkundiger Maͤnner aus jeder Provinz, pruͤfen laſſen. Nach⸗ 
dem die von ihnen gemachten Vorſchlaͤge und Erinnerungen auch in Unſerm 
Staatsrath erwogen worden; ſo verordnen Wir auf das von demſelben erſtat⸗ 
tete Gutachten nunmehro für alle Provinzen Unſerer Monarchie, in welchen 
das Allgemeine Landrecht eingefuͤhrt iſt, mit Aufhebung des Aten Abſchnitts, 
17ten Titels, - Iften Theils deſſelben, und der Gemeinheitstheilungs⸗Ordnung 
für Schleſien vom I4ten April 1771. hiemit, wie folg? 


F. 1. Die von mehreren Einwohnern einer Stadt oder eines Dorfs, 
von Gemeinen und Grundbeſitzern bisher gemeinſchaftlich ausgeuͤbte Benutzung 
ländlicher Grundſtuͤcke ſoll zum Beſten der allgemeinen Landkultur, fo viel als 
möglich iſt, e oder ſo lange ſie beſteht⸗ möͤglichſt unſchädlich ge⸗ 
macht werden. 


I. Abſchnitt. 
Von Aufhebung der Gemeinheiten. 


§. 2. Die Aufhebung der Gemeinheit nach dieſer Ordnung findet nur 1) Nähere 

Statt, bei Weideberechtigungen auf Aeckern, Wieſen, Angern, Forſten, und egi 
ſonſtigen Weideplaͤtzen, bei Forſtberechtigungen zur Maſt, son Mitgenuſſe des 

Jahrgang 1821. Hol⸗ f 


(Ausgegeben zu Berlin den 21ſten Juni 1821.) 
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Holzes, und zum Streueholen, und bei Berechtigungen zum Plaggen⸗, Heide⸗ 
und Buͤltenhieb, es mögen übrigens dieſe Gerechtſame auf einem gemeinſchaft⸗ 
lichen Eigenthume, einem Geſammteigenthume oder einem einſeitigen oder 1 
wechſelſeitigen Dienſtbarkeitsrechte beruhen. N a 

9. 3. Die blos vermengte Lage der Aecker, Wieſen und ſonſtiger 
Ländereien, ohne gemeinſchaftliche Benutzung, begründet keine Auseinander⸗ 
ſetzung nach dieſer Ordnung. 


brake; . Die Gemeinheitstheilung findet nur auf den Antrag eines oder 
Recht. mehrerer Theilnehmer Statt. 8 Ei Be 
IN en §. 5. In der Regel kann nur der Eigenthuͤmer auf Aus einander⸗ 
FFCCCCCCCCCCCCCCCCCCCCCCCCCCCCCCCCC g Rumfaye Lan ng a 
eee man e e, H. 6. Doch find auch ſolche Beſitzer, die ein beſtaͤndiges unwiderruf⸗ 


eee e auen, ger liches Nutzungsrecht haben, und die erblichen Beſitzer der nur in Kultur aus⸗ 
ee e a gethanenen Guter (Allg. Landrecht Theil I. Titel 21. Abſchnitt IV.) zu dieſem 
ee, eee een, Antrage berechtigt. 5 | 
er Ze §. 7. In beiden Sällen muͤſſen aber die Eigenthuͤmer der Grundſtuͤcke 
pr DE Auseinanderſetzung ſelbſt zugezogen werden, 5 ; 

ee wann H. 8. Auch muͤſſen jene Beſitzer H. 6., wenn fie eine Gemeinheitsthei⸗ 
lung zwiſchen fich und dem Eigenthumer verlangen, mit dem Antrage auf g 
„Gemeinheitsaufhebung zugleich den Antrag auf Neguiirung der guts herrlichen 7 8 
re ,, Verhaͤltniſſe verbinden, infofern ſie nach dem Ebikt vom Iten September 


eee. Leaf el Fe: ; 5 „ = ö 
5 1811. und deſſen Deklarationen dazu befugt ſind. 
ee, i eee eb... 8 fl 51 9 
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§. 9. Nutzbare Eigenthuͤmer eines Erbzins- und eines Lehnguts, und 
die Nutznießer eines Fideikommißguts, imgleichen die wiederkaͤuflichen Beſitzer, 
5 ſind ebenfalls die Auseinanderſetzung zu ſuchen berechtigt. f | 
ee. 3 H. 10. Es bedarf auch der Zuziehung der Obereigenthuͤmer, der Lehns⸗ | 
T = herren, der Lehns⸗ und Fideikommißfolger und der Wiederkaufsberechtigten ö 
N = von Amtswegen nicht, ſondern es ſteht den Theilnehmern dieſer Art nur frei, 
gu die öffentliche Bekanntmachung der bevorſtehenden Theilung ſich zu mel⸗ 
nt Fr Feine und ihre Gerechtſame wahrzunehmen. 1 5 
ee, Ja e. lee,, $ II. Melden ſie ſich nicht, fo muͤſſen fie die ohne ihre Zuziehung 
dewirkte Theilung gegen ſich gelten laſſen, und ſie koͤnnen ſolche unter keinen 
e, er er w E Vorwande anfechten. ö . 
, ,, . $. 12. Melden ſie ſich, ſo muͤſſen fie mit ihren Einwendungen, in⸗ 
Fre 77 FE ſofern fie eine angebliche Unzulaͤnglichkeit der Entſchaͤdigung für die Subflang 

gen me, ee und die Sicherſtellung der Entſchaͤdigung in Kapital oder Rente betreffen, 

een ere ch gehoͤrt werden. Ander⸗ Einwendungen ſtehen ihnen nicht zu. 5 

e, de, e ba. H. 13. Antichretiſche Pfandbeſitzer und immitirte Glaͤubiger koͤnnen 7 
, Amer e 24% nur unter Beitritt und Zuziehung des Eigenthuͤmers auf Gemeinheitsaufhe⸗ | 
e keene, hung Antragen, — s 
'i... Kw „ FE , 
, been; F eee, da Face. FFF 
N , U Aug, abb, FUEL ee, . — f 5 


$ 14. Nichterbliche Nießbraucher und Zeitpaͤchter find nur dann auf 
Gemeinheitsaufhebung anzufrägen berechtigt, wenn ſie, nach den Geſetzen 
fiber die Negulirung der gutsherrlichen und baͤuerlichen Verhaͤltuiſſe, einen 
Anſpruch auf die erbliche Ueberkaſſung der innehabenden Stellen haben, und 
mit der Gemeinheitsaufhebung die Regulirung der gutsherrlichen Verhaͤltniſſe 
verbunden wird. | 

§. 13. Außer dieſem Falle können bloße Nießbraucher, Zeitpaͤchter 
und andere, die ihre Grundſtuͤcke nur vermoͤge eines, der Zeit oder Art nach, 
eingeſchraͤnkten Nutzungsrechts beſitzen, nur mit ausdruͤcklicher Genehmigung 
des Eigenthuͤmers die Auseinanderſetzung ſuchen. Letzterer hingegen iſt wohl 


berechtigt, auch ohne die Bewilligung jener Beſitzer waͤhrend der Dauer ihres 


Nutzungsrechts unter den, H. 158. und ff. bemerkten Maaßgaben, die Aus⸗ 


einanderſetzung auszuwirken und zu vollziehen. 


$. 16. Bei Gegenſtaͤnden des gemeinſchaftlichen Eigenthums it jeder 


Miteigenthumer die Auseinanderſetzung zu verlangen befugt. 


$. 17. Bei Grundſtuͤcken, deren Eigenthum einer Stadt⸗ oder Dorf 
gemeine zuſteht, deren Nutzungen aber den einzelnen angeſeſſenen Mitgliedern 
derſelben gebühren, iſt jedes zur Benutzung berechtigte Mitglied der Gemeine 


fuͤr die ſeinem Grundbeſitz anhaͤngende Theilnehmungsrechte auf Auseinander- 


ſetzung anzutragen berechtigt. s 5 are 
§. 18. Bei wechſelſeitigen Dienſtbarkeitsrechten, infonderheit bei Kop⸗ 
pelhuͤtungen (Allg. Landrecht Theil I. Titel 22. H. 135.), kann jeder Theil die 
Aufhebung derſelben nach den Grundſätzen dieſer Ordnung, verlangen. In 
Ruͤckſicht der wechſelſeikigen Huͤtungen, die auf nachbarliche Freundſchaft und 
Gutwikligkeit beruhen, hat es bei der Vorſchrift des Allgemeinen Landrechts 
a. a. O. F. 137. fein Bewenden. : = = 
§. 19. Bei einſeitigen Dienſtbarkeitsrechten ſteht der Antrag auf Auf⸗ 
hebung zwar auch dem Berechtigten zu, jedoch nur unter den $$. 86. und 94. 
bemerkten Einſchraͤnkungen. | 
F. 20. Der Antrag auf Gemeinheltsaufhebung kann nicht nur in z Berfäte 
Ruͤckſicht aller, einer gemeinſchaftlichen Benutzung unterworfenen Gegen⸗ Dei dee 
ſtaͤnde, ſondern auch in Ruͤckſicht einzelner, gemeinſchaftlich benutzter Grund⸗ anderſetzüng. 
ſtuͤcke, gemacht werden. Es kann alſo die vermengte Lage der Acker⸗ und Wie⸗ ö 
ſenbeſitzungen und die gemeinſchaftliche Huͤtung darauf aufgehoben, und die Huͤ⸗ 
tungsgemeinheit auf den uͤbrigen Weideplaͤtzen, oder auf einem Theil derſelben, 
beibehalten werden. 55 f 
F. 21. Auch koͤnnen mehrere Antragende, die unter ſich in Gemeinheit 
bleiben wollen, die Auseinanderſetzung mit den uͤbrigen Theilnehmern verlangen. 
H. 22. In allen Fällen finden Gemeinheitstheilungen nur in ſofern h Vegrin⸗ 
Statt, als dadurch die Landkultur im Ganzen befördert und verbeſſert wird. ee 
Re. J 2 d. 23. 
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heitsauseinanderſetzung zum Beſten der Landkultur gereiche und ausführbar ſey. 
g Nur dann, wenn behauptet wird, daß einer bisher gemeinſchaftlichen Gefahr 
IS der Verſandung oder der Befchädigung der Subſtanz durch Naturkraͤfte nach 
der Theilung einzelne Theilnehmer allein ausgeſetzt werden, iſt der Beweis 
. des Gegentheils zuläßig, welchen der Behauptende fuͤhren muß. 


, Auspacken l, Kue, öder Dorfgemeine auf Auseinanderſetzung mit den ubrigen antraͤgt, des Be⸗ 
Karbe, auf ge weiſes nicht, daß die Theilung zum Vortheil ſaͤmmtlicher Theilnehmer geſche— 
e e, Opern be u hen koͤnne: es genuͤgt vielmehr, daß die uͤbrigen, wie ohne beſondern Nach⸗ 

e, Wehehaten, aden weis anzunehmen iſt, vollſtaͤndig entſchaͤdigt werden konnen. | 
„„ H. 25. Unter dieſer Vorausſetzung ift die Gemeinheitstheilung auch 
5 3. dann zulaͤßig, wenn die Provofaren die Gemeinheit unter ſich aufzuheben nicht 
un. im Stande find. f | 
, 56,26 Die Befugniß, auf Gemeinheitstheilung anzutragen, kann 
727.227 ae weder durch Willenserklaͤrungen, noch durch Verträge, noch durch Verjaͤh⸗ 
8 rung erloͤſchen. 8 3 e N 
ö $. 27. Vertraͤge und Willenserklaͤrungen, wodurch Gemeinheits⸗ 
theilungen ausgeſchloſſen werden, ſind in Ruͤckſicht der Aecker und der damit 
in Verbindung ſtehenden Nutzungen nur auf ſo lange Zeit verbindlich, als, 
nach der beſtehenden Fruchtfolge und Schlageintheilung der gemeinſchaftlich 
benutzten Grundſtuͤcke, zur zweimaligen Abnutzung aller Schlaͤge erforderlich 
iſt; in Ruͤckſicht anderer Gegenſtaͤnde dauert ihre Verbindlichkeit nur Zehen 
Jahre. Mit Ablauf dieſer Zeitpunkte ſteht es jedem frei, ſeine Befugniß 

auf Gemeinheitstheilung geltend zu machen. 5 
§. 28. Machen beſondere oͤrtliche Verhaͤltniſſe laͤngere Friſten noͤthig, 
fo konnen ſolche nur unter Genehmigung der Landespolizeibehoͤrde mit recht⸗ 
licher Wirkung, jedoch auch in dieſem Falle nur fuͤr eine beſtimmte Reihe 

von Jahren feſtgeſetzt werden. 5 Fre 
H. 290. Auch frühere Judikate können den Antrag auf Gemeinheits⸗ 

a theilung nicht hindern. BROT 3 a 
eg $. 30. Bei einer jeden Auseinanderſetzung muͤſſen die Betheiligten 
rechten. nach ihren Theilnehmungsrechten abgefunden werden. f N | 


gen darüber, Gemeinheit zuſtehen, und der Umfang dieſer Rechte muß, in Ermangelung 
rechtsbeſtändiger Willenserklaͤrungen und rechtskräftiger Erkenntniſſe, zuvoͤr⸗ 

derſt nach den ſtatutariſchen Rechten, in deren Ermangelung nach den Pro⸗ 
vinzialrechten, und wenn auch dieſe fehlen, nach den Vorſchriften des Allge⸗ 

meinen Landrechts, worauf Wir hiermit, jedoch unter Beziehung auf die 
nachfolgenden Hh, verweiſen, beurtheilt werden. e * 

2 ; | H. 32. 


7 


+ 


33 Es iſt ohne Beweisführung anzunehmen, daß jede Gemein⸗ 


e. 28 4.0433 , H. 24. Es bedarf auch in dem Falle, wenn ein Mitglied einer Stadt⸗ 


Benin men $. 31. Welche Rechte jedem Betheiligten an dem Gegenſtande der 


| 
} 
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% . 32. Wenn ſolchergeſtalt bei gemeinſchaftlichen Huͤtungen die „Nähere die⸗ 


Theilnehmungsrechte ſelbſt feſtſtehen, dahingegen aber das Maaß und Ver⸗ 

haͤltniß der Theilnahme eines jeden einzelnen Intereſſenten nicht durch Ur⸗ 
kunden, Judikate oder Statuten beſtimmt iſt, ſo ſoll dieſes Maaß und Ver⸗ 
haͤltniß in der Regel nach dem Beſitzſtande in den letzten, der Einleitung 
der Theilung vorhergegangenen Zehn Jahren feſtgeſtellt werden. 


ſtimmungen. 
a) Bei Ge⸗ 
meinweiden. 
aa) Berech⸗ 
nung nach 
dem Beſitz⸗ 
fand. 


§. 33. Dieſer Beſitzſtand wird nach der Zahl des Viehes, nach der 


Art deſſelben, und nach den Zeitraͤumen, mit und in welchen jaͤhrlich jeder 
Theilnehmer die Huͤtung ausgeuͤbt hat, dergeſtalt berechnet, daß dabei der 
Durchſchnitt aller drei Saͤtze aus den vorgedachten Zehn Jahren zum Grunde 
gelegt wird. Es werden jedoch dabei f g 


a2) die Viehzahl verarmter oder durch Ungluͤcksfaͤlle betroffener Mitglieder 


bis zu der Mittelzahl erhoͤhet, die andere ſeiner Klaſſe gewöhnlich ges 


halten haben, und bis zu eben dieſer Zahl der Viehſtand derjenigen 


vermindert, welche denſelben daruͤber hinaus erweitert haben; und 

bp) Ungluͤcksjahre, in welchen durch Seuchen, Krieg u. |. w. der Viehſtand 
vermindert worden, uͤbergangen, und dafür die unmittelbar vorherge⸗ 
henden fruͤheren Jahre zur Berechnung gezogen. Bee * 
§. 34. Nur dann, wenn entweder der zehnjaͤhrige Beſitzſtand nach 


bb) Berech⸗ 


nung nach der 


vorſtehenden Regeln nicht zuverlaͤſſig auszumitteln iſt, oder aber von einzelnen Durchwinte⸗ 
Theilnehmern erwieſen wird, daß fie von ihrem Luͤbrigens feſtſtehenden) kus ee 


Rechte in den letzten zehn Jahren gar keinen, oder doch einen minderen Ge: 


haupt. 


brauch gemacht haben, als wozu ſie erweislich durch Urkunden, Judikate 


und Statuten befugt waren, ſoll das Theilnahmeverhaͤltniß nach den Vor⸗ 


ſchriften des Allgemeinen Landrechts Theil I. Titel 22. §. 90. und folg. 


berechnet, jedoch alsdann dabei Nachſtehendes beobachtet werden. 


§. 35. Das Futter von Laͤndereien, welche außerhalb der Feldmark 


des berechtigten Guts belegen find, iſt alsdann mit zu berüͤckſichtigen, wenn 
die Ländereien entweder ſchon bei der Verleihung des Rechts zu dem berech⸗ 
tigten Gute gehoͤrt haben, oder ſeit rechtsverjaͤhrter Zeit dabei benutzt worden. 
5 H. 30. Das Futter von Zehenten wird bei der Durchwinterungs⸗ 
Berechnung dann beruͤckſichtigt: 5 > 5 
1) wenn der Zehente auf der Feldmark der zur Huͤtung berechtigten Theil⸗ 
nehmer erhoben wird 5 
2) wenn der Zehente außerhalb dieſer Feldmark entweder ſeit rechtsver⸗ 
jaͤhrter Zeit bei dem berechtigten Gute geweſen, und das Stroh davon 
zu demſelben benutzt worden, oder wenn er von einem Huͤtungsberech⸗ 
tigten erworben worden, der das Futter davon in Berechnung zu brin⸗ 
gen befugt war. f : ; 
: Dahin 


7 


6. Bei Stadt 


G2 nr der Theilnahme an der gemeinen Weide nicht beſtimmt,, fo dient Folgendes 


Gemeinen 


5 — 58 — 
Dahin werden die SS. 94. und 95. Titel 22. Theil I. des Allgemeinen 
Landrechts naͤher beſtimmt. 

§. 37. Bei dem Anſchlage des Winterfuttergewinnes iſt nur auf den 
Stroh⸗Ertrag von den, nach landuͤblicher Wirthſchaftsart oder nach derjenigen, 
welche in der Gegend und an dem Orte des berechtigten Grundſtuͤcks ſeit 
rechtsverjaͤhrter Zeit hergebracht iſt, beſtellten Aeckern, und auf den Heu⸗ 
gewinn von natürlichen Wieſen, imgleichen auf den Scheunenabgang an 
Kaff u. ſ. w. Ruͤckſicht zu nehmen. 

$. 38. Das Futter aus Abgaͤngen einer zum berechtigten Gute 
gehörigen Brauerei und Brennerei, oder einer anderen Fabrikatlonsanſtalt, 
kann bei der Ausmittelung der Durchwinterung nur dann beruͤckſichtigt werden, 
wenn das Recht: das aus dieſen Abgaͤngen erhaltene Vieh auf die Weide 
zu bringen, durch einen beſonderen Titel erworben worden. a 

§. 39. Will der mit der Schaͤfereigerechtigkeit verſehene Gutsbeſitzer 
bei einer Gemeinheitstheilung den Schaafſtand nicht nach der Durchwinte⸗ 
rung berechnen laſſen; ſo kann er nur fuͤr den ſeit den letzten zehn Jahren 
vor der Einleitung der Auseinanderſetzung durchſchnittlich gehaltenen Schaaf⸗ 
ſtand Entſchaͤdigung verlangen. d 

Waͤhlt er aber dieſen letztern Maaßſtaab, ſo kann ſein Theilnehmungs⸗ 
recht in Ruͤckſicht des uͤbrigen Viehes an Pferden, Ochſen, Kuͤhen, Jungvieh, 
nur ſo hoch beſtimmt werden, daß es uͤberhaupt die Durchwinterung nicht 
uͤberſchreitet. Dahin werden die $$. 159. und 160. Titel 22. Theil I. des 
Allgemeinen Landrechts abgeaͤndert und ergaͤnzt. 

H. 40. Sind einzelne Theilnehmer zur Huͤtung mit ſolchem Vieh berech⸗ 
tigt, welches mit Heu und Stroh nicht erhalten wird, als Schweinen und Gaͤnſen, 
ſo muß dafuͤr, neben dem durch den Durchwinterungs⸗Grundſatz feſtgeſtellten 
Viehſtande, noch beſondere Abfindung gewaͤhrt, und dabei lediglich der nach⸗ 
zuweiſende Beſitzſtand der letzten zehn Jahre in der $. 33. beſtimmten Art 
zum Grunde gelegt werden. Sr 

. F. 41. Falls in Städten die beſondere Ortsverfaſſung das Verhaͤltniß 


zur Richtſchnur: 


a) die Huͤtungsrechte der Ackerbuͤrger find als Theilnehmungsrechte, die 5 


ihrem Grundbeſitz verbunden find, anzuſehen, und ihre gegenſeitigen An⸗ 
theile nach den vorſtehend H. 34. und folg. aufgeftellten Regeln zu 
berechnen; ö N s ; 

P) die mit Haͤuſern ohne Aecker angeſeſſenen Buͤrger find fo viel Bieh auf die 
gemeine Weide zu bringen berechtigt, als erforderlich iſt, um die nothwen⸗ 


digſten Beduͤrfniſſe eines Haushalts fuͤr Mann, Frau und drei Kinder 


zu 


De re tr 
zu befriedigen, und dieſes Beduͤrfniß iſt zu anderthalb Kuhweiden zu 
2 berechnen. i f 
e) In Ruͤckſicht unangeſeſſener Buͤrger und Schutzverwandten iſt anzuneh⸗ en re. e 
men, daß ihnen keine eigene Huͤtungsbefugniſſe zuſtehen. ; Any Hm Zr | 
Haben fie aber nach der beſondern Verfaſſung des Orts verfönliche eue . e b. 4 
nicht naher beſtimmte Huͤtungsrechte, die von ihren Vermiethern nicht emen, 5 
hergeleitet werden koͤnnen; fo ſind ſie den Hausbeſitzern gleich zu achten. ee —B ä 
d) Iſt die gemeine Weide zur Ernährung dieſes Viehſtandes aller Burger⸗ e AL > men 
Klaſſen unzureichend; ſo muß der in den letzten zehn Jahren vor der ar , ee, 
Einleitung der Auseinanderſetzung von jeder Klaſſe im Durchſchnitt ges "7 5 4 
haltene Viehſtand ausgemittelt, und darnach das Theilnehmungsrecht e , 
jeder Klaſſe beſtimmt werden. : | Zum ee | 
2 H. 42. Die Vorſchrift des §. 30. Tit. 7. Theil II. des Allgemeinen 
Landrechts uber das Verhaͤltniß der Theilnahme der Dorfbewohner an der 
Gemeinweide wird dahin erlaͤutert, daß die Theilnehmungsrechte der mit Aeckern 
angeſeſſenen Wirthe ebenfalls nach H. 34. und folg, diefer Ordnung, zu berechnen 
ſind, die ohne Aecker angeſeſſenen Wirthe hingegen die Gemeinweide nur mit ſo 
viel Vieh behuͤten duͤrfen, als erforderlich iſt, um die nothwendigſten Beduͤrfniſſe 
eines Haushalts fuͤr Mann, Frau und drei Kinder zu befriedigen, und dieſes iſt 
zu anderthalb Kuhweiden anzuſchlagen. Reicht die Weide nicht für alle Theil⸗ 
nehmer aus, ſo findet die Vorſchrift des H. 41. Buchſtabe d. Anwendung. 
i $. 43. Die Theilnehmungsrechte der Bauern, die nicht Eigenthuͤmer 
ſind, in Beziehung auf ihre Gutsherren, find uͤbrigens zunächft nach den Ge⸗ 
ſetzen uͤber die Regulirung der guts herrlichen und bäuerlichen Verhaͤltniſſe zu 
beurtheilen. 3 
$. 44. Außer dem Viehſtande, mit welchem die einzelnen Theilneh⸗ n 5 N 
mer zur Huͤtung berechtigt ſind, muͤſſen im Falle des §. 34. bei Beſtimmung ſoneren 2 
des Verhaͤltniſſes der Theilnahme an der gemeinen Weide, auch die beſonde⸗ We den. 
ren Weiden derſelben, welche ſie entweder zur alleinigen Benutzung oder mit 
andern gemeinſchaftlich außer dem Gegenſtande der Theilung beſitzen, beruͤck⸗ 
ſichtigt werden. 5 a 25 i 
8 F. 45. Solche beſondere Weiden (H. 44.), die in neuern, die Verjaͤh⸗ 
rungsfriſt nicht erreichenden Zeiten erworben worden, oder welche der Berechtigte 
für den Viehſtand, mit welchem er die gemeinſchaftliche Weide zu betreiben 
befugt iſt, uberall nicht, oder doch nicht ſeit rechtsverjaͤhrter Zeit benutzt hat, 
können bei der Beſtimmung der Antheile an der gemeinen Weide nicht beruͤck⸗ 
ſichtigt werden. f 55 
$. 46. Hat der Eigenthuͤmer die Huͤtungsgerechtigkeit mit ansdruͤckli⸗ 
chem Verzicht auf eigene Theilnahme verliehen, ſo muß er, ohne Hinficht, ob der 
Berechtigte ſeine Bebuͤrfniſſe auf eigenen, ihm allein zuſtehenden Weiden oder 
f Er auf 


Se. dci au, 1840 2205 fe. 


a 
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auf Weideplaͤtzen, die er mit anderen Theilnehmern zu behuͤten befugt iſt, zu be⸗ 

friedigen im Stande ſey, den ganzen Werth der Hütung vergüten. Nehmen aber 
andere an der mit Verzicht der eigenen Theilnghme von dem Eigenthuͤmer 
bewilligten Huͤtung Theil; ſo ſind dieſe unter den in den folgenden $$: bemerk⸗ 
ten Umſtaͤnden auf Berechnung der beſonderen Weiden anzutragen berechtigt. 

F. 47. Iſt die Huͤtung für eine beſtimmte Anzahl Vieh, und zugleich 
mit Beſtimmung der Zeit der zuläffigen Ausübung verliehen, fo iſt nach dieſer 

Beſtimmung das Theilnehmungsrecht feſtzuſetzen, und es kommt auf die eigene, 
oder mit andern, als den theilenden Theilnehmern in Gemeinſchaft befindliche 
Huͤtung des Berechtigten nicht an. ; 
H. 48. Iſt keiner dieſer Fälle (F. 4. bis 47.) vorhanden, ſo muß ein 
verhaͤltnißmaͤßiger Theil des Viehſtandes, mit welchem der Berechtigte, er ſey 
Miteigenthuͤmer oder Dienſtbarkeits⸗Berechtigter, die Huͤkung auszuüben befugt 
ift, auf feine beſondere Weiden (F. 44.) zuruͤckgerechnet, und nur nach dem 
dann verbleibenden Ueberſchuſſe ſeines berechtigten Viehſtandes, ſein Theilneh⸗ 
mungsrecht beſtimmt werden. 8 5 = 
F. 49. Dieſes Verhaͤltniß iſt nach dem Viehſtande und nach der Zeit, 
in welcher nach einem Durchſchnitte von zehn Jahren die Berechtigten die zu 
theilende gemeine Weide, ihre beſondere und mit Andern gemeinſchaftliche 
Weide behuͤtet haben, zu beſtimmen. e 
H. 50. Sind uͤber den in den letzten zehn Jahren auf der zu theilenden 
Weide unterhaltenen Viehſtand des Berechtigten keine zulaͤngliche Nachrichten 
zu beſchaffen, ſo muß das Maaß, in welchem ihm ſeine beſondern Weiden an⸗ 
zuſchlagen find, nach dem Verhaͤltniſſe ſowohl feines als des Viehſtandes der 
mitberechtigten Weidetheilnehmer zu der Ergiebigkeit ſaͤmmtlicher von ihnen be⸗ 
triebenen gemeinſchaftlichen und beſonderen Weiden berechnet werden. 

K. 51. Beruhet die Berechtigung des abzufindenden Theilnehmers auf 
einem Dienſtbarkeitsrechte, und ergiebt fich, daß die nach H. 48. u. ff. berech⸗ 
nete Verguͤtung, mit Inbegriff der beſonderen Weide des Berechtigten fuͤr ſei⸗ 
nen berechtigten Viehſtand unzureichend ſeyn wuͤrde; fo iſt ſein Theilnehmungs⸗ 
recht bis zur Zulaͤnglichkeit des Bedürfniſſes zu erhöhen. Dieſes findet unter 
den, F. 105. und 106. Titel 22. Theil J. des Allgemeinen Landrechts beſtimm⸗ 
ten Vorausſetzungen auch dann Anwendung, wenn die Weide für den Eigen⸗ 

thuͤmer unzulaͤnglich ſeyn ſollte; außerdem aber muß der Berechtigte eine Ver⸗ 
minderung ſeines Viehſtandes nach eben dem Verhaͤltniſſe, wie der Eigenthu⸗ 
mer, ſich gefallen laſſen. 1 f a i 

H. 52. Der Umfang der Berechtigung zum Plaggen⸗, Heide- und Buͤl⸗ 


laggen a 2, 2 
de und tenhieb wird, infofern fie zum Zweck der Duͤngung Statt findet, bei den mit 


Aeckern, Wieſen und Gaͤrten angefeffenen Berechtigten nach dem Beduͤrfniſſe 
der Duͤngung in der, jeden Orts hergebrachten Beſtellungsart, beſtimmt. 
8 . - Da: a 
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Davon werden jedoch die eigenen Mittel der Dungerzubereitung, die jeder an 
Stroh, Schilf ꝛc. hat, abgerechnet. . 5 = 
Wo dieſes Recht auf Gemeinweiden von den geſammten Huͤtungsberech⸗ 
tigten ausgeübt wird, iſt daſſelbe nach erfolgter Theilung der Weide als von 

ſelbſt durch Kompenſation erloſchen anzuſehen. 

9. 53. Bei Berechtigten, die mit dergleichen (§. 52.) Grundſtuͤcken 
nicht angeſeſſen ſind, wird dieſes Theilnehmungsrecht nach dem Beduͤrfniſſe 
der Streue fuͤr die Viehzahl, die ſie auf die zu theilende gemeine Weide zu 
bringen befugt ſind, beſtimmt. 

$. 54. Bezweckt das vorgedachte Recht ($. 52.) die Feuerung, ſo er⸗ 
haͤlt es ſeine Beſtimmung durch das Beduͤrfniß des Berechtigten an Feuerung, 
wovon jedoch die eigenen Feuerungsmittel an Holz, Torf ıc. abzurechnen find. 
H. 55. Enthält das Recht zugleich die Befugniß zum Verkauf, fo iſt 
der Umfang dieſer letzteren Befugniß nach dem, in den letzten der Einleitung 
der Auseinanderſetzung unmittelbar vorhergehenden zehn Jahren im Durchſchnitt 
verkauften Betrage zu beſtimmen. 
§. 56. Die Aufhebung der Gemeinheit wird dadurch bewirkt, daß den 
ſich auseinanderſetzenden Theilnehmern an die Stelle ihrer Berechtigungen eine 
angemeſſene Entſchaͤdigung zur ausſchließlichen und freien Verfügung uͤber⸗ 
wieſen wird. a en 5 

H. 57. Eine Entfehädigung, in deren freien Gebrauch der Empfänger 

gehindert ſeyn wuͤrde, iſt keiner anzunehmen ſchuldig. 

$. 58. Auch kann eine Entſchaͤdigung, welche eine Veraͤnderung 
der ganzen bisherigen Art des Wirthſchaftsbetriebes des Hauptguts noͤthig 
macht, keinem Theilnehmer aufgedrungen werden. : 

. 59. Fuͤr ſolche Veränderungen find zu achten: 

1) wenn eine bisherige Ackerwirthſchaft in eine Viehzuͤchterei verwandelt 
werden muͤßte und umgekehrt, oder wenn eine von beiden die Haupt⸗ 
ſache war, ſolche aber kuͤnftig nur Nebenſache werden wuͤrde; 

2) wenn ein Hauptzweig der Wirthſchaft, der in uͤberwiegendem Verhaͤlt⸗ 

niſſe zu den übrigen ſtand, ganz oder groͤßtentheils aufgegeben werden 
muͤßte, oder doch nur durch Anlegung neuer Fabrikationsanſtalten er⸗ 
halten werden koͤnnte; u 

3) wenn ein geſpannhaltender Ackerwirth ſolches fernerhin nicht mehr halten 
könnte, und feine Laͤndereien mit der Hand bauen müßte, oder umgekehrt. 

Andere Veraͤnderungen in der hisherigen Art des Wirthſchaftsbetriebes 

kommen nur in ſofern in Betracht, als ſie von gleicher oder groͤßerer Erheb⸗ 
lichkeit ſind. BE 

= $. 60. Unter dieſen Vorausſetzungen ($$. 57. und 58.) kann die 

Entſchaͤdigung in Land, Rente, Naturalleiſtungen und Kapital beſtehen. 

K 
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K 61. Die Sand c d gungen muͤſſen die aus der Gemeinheit ſchei⸗ 


denden und darin bleibenden Theilnehmer moͤglichſt in einer e 
genden wirthſchaftlichen Lage erhalten. 

. 62. SIE dieſe ohne Verkürzung einzelner Thelnehne und ohne 
Aufopferung überwiegender Kalturvortheile nicht zu erlangen; fo kann ſich 
keiner entbrechen, eine Landentſchaͤdigung in getrennter Lage anzunehmen, 
inſofern ſie den allgemeinen Beſtimmungen (99. 57. und 58.) entſpricht, 
und eine zweckmaͤßige Bewirihſchaftung geſtattet. 

g H. 63. Auf jeden Fall muß der Empfaͤnger fie bei dem Gute, zu 
welchem ſie angewieſen worden, zu dem ihm angerechneten Werthe nutzen 
koͤnnen. 


$ 64. Grundſtuͤcke, welche keiner Gemeinheit unterliegen, muͤſſen, 
wenn der Eigenthuͤmer ſie anbietet, und dieſelben in den Auseinanderſetzungs⸗ 
plan paſſen, zwar angenommen, koͤnnen ihm aber nicht abgedrungen werden. 


§. 65. Eben dies gilt von den auf fremden Feldmarken gelegenen 
Grundſtuͤcken, welche zu der Sach von deren ug die Rede iſt, 
nicht gehoͤren. 


$. 66. Der Regel nach muß jeder ae durch Land abgefun⸗ 


den werden. 

$. 67. Er muß jedoch für einen Ausfall in der Guͤte einen Sufag 
in der Fläche annehmen, auch eine Austaufchung von Grundſtuͤcken der einen, 
gegen Grundſtuͤcke von einer andern Gattung ſich gefallen laſſen, inſofern 
dadurch die Bedingungen der 6$. 57. und 58. nicht vereitelt werden. 
SENT Letzteres findet inſonderheit auch in Ruͤckſicht derfenigen Theil⸗ 


nehmer Statt, die eine Huͤtungsdienſtbarkeit oder Schaͤfereigerechtigkeit haben. 


$ 69. Kann nicht allen Theilnehmern, dem Zwecke der Auseinander⸗ 
ſetzung gemäß, eine wirthſchaftliche Lage ihrer Laͤndereien verſchafft werden, 
ſo muͤſſen diejenigen, welche nach dem Ermeſſen der Auseinanderſetzungsbe⸗ 
hoͤrde dazu geeignet ſind, jedoch nach der ihnen hiebei freiſtehenden eignen 


Wahl, entweder die ihnen ohne Abbau anzuweiſenden Ländereien, der minder 


vortheilhaften Lage derſelben ungeachtet, annehmen, oder gegen Entſchaͤdigung, 
einen Abbau ſich gefallen laſſen, wenn der vierte Theil der hierbei inlereſſirten 
Theilnehmer (nach den Antheilen berechnet) ihn verlangt. 

$. 70. Erhalten fie eine Entſchaͤdigung, welche nicht allein den Er⸗ 
ſatz der Gebäude, der Befriedungen, des Gehoͤfts, des Gartens und der 
darin befindlichen Baͤume, ſondern auch den Erſatz der Kulturmaͤngel und des 
temporellen Ausfalls an Fruͤchten enthaͤlt, ſo ſind ſie verpflichtet, die bisheri⸗ 
gen Gebäude, nebſt Gehoͤfte und Garten denjenigen, die den Schaden erſetzen 
N en, zu uͤberlaſſen. 


8. 


2 8 
a — — —. — 
— 8 — — 


F. 71. Begnuͤgen fie ſich aber lediglich mit den Baukoſten der Wohn⸗ 
und Wirthſchaftsgebäude, nach Abzug des Werths der bisherigen Gebaͤude; 


ſo verbleiben dem Abbauenden das bisherige Gehoͤfte und Garten nebſt Ge: 


baͤuden. N i 
ES IE DNE Koſten des Abbaues (§§. 70 und 71.) muͤſſen von allen 
Auseinanderſetzungs⸗Theilnehmern, welche daraus Vorfheil haben, einſchließ⸗ 
lich des Abbauenden, nach Verhaͤltniß ihres Vortheils, aufgebracht werden. 

$. 73. Die Rente wird in Roggen beſtimmt, jedoch, wenn ſich die 
Theilnehmer nicht anderweit vereinigen, in Gelde abgefuͤhrt. Bei der Be⸗ 


rechnung des Roggens auf Geld werden: die letzten vierzehn Jahre dergeſtalt 


zum Grunde gelegt, daß die zwei theuerſten und die zwei wohlfeilſten derſel⸗ 
ben weggelaſſen werden, und aus den übrig bleibenden zehn Jahren der 


. Durchfehnitt der Martini⸗-Marktpreiſe gezogen wird. Dieſer durchſchnittliche 


Geldbetrag iſt für den naͤchſten Zählungstermin zu entrichten. Fuͤr das dar⸗ 
auf folgende Jahr aher ſoll der Geldbetrag beſtehen aus Neun Zehntel des 
vorhergehenden Geldbetrags und Ein Zehntel desjenigen Werths, welchen der 
ausgemittelte Roggenbetrag nach dem durchſchnittlichen Martini⸗Marktpreiſe 
dieſes folgenden Jahres haben wird. Auf gleiche Weiſe ſoll der Betrag der 


+ 


Geldrente für jedes der nachfolgenden Jahre fortſchreitend berechnet werden. 


§. 74. Unter Martini⸗Marktpreiſen (H. 73.) werden diejenigen ver⸗ 
ſtanden, welche im Durchſchnitt der zwei dem Martinitage zunaͤchſt liegenden 


Wochen Statt gefunden haben. Sie find nach den Märkten derjenigen Orte 


zu beſtimmen, welche hierzu, nebſt dem ihnen zugehoͤrenden Bezirk von den 
Regierungen durch die Amtsblaͤtter namentlich angegeben werden ſollen. 

F. 75. Die Rente iſt gegen Erlegung des fünf und zwanzigfachen, 
für die laufende Periode ermittelten Betrags abloͤslich. Es muß ſechs Mo⸗ 
nate vorher gekuͤndigt werden; wenn jedoch der Berechtigte die Abloͤſung ver⸗ 
langt, ſo muß er auf den Antrag des Verpflichteten ſich eine Zahlung in 
mehreren Terminen, die bis auf Fuͤnf Jahre vertheilt werden koͤnnen, gefal⸗ 


len laſſen. 


F. 76. Die Rente genießt vor allen hypothekariſchen Forderungen 
daſſelbe Vorzugsrecht, welches dem abgelöfeten Rechte ſelbſt zuſtand; zur 
Erhaltung deſſelben muß jedoch der Berechtigte bei Vermeidung der in den 
Geſetzen beſtimmten Nachtheile, binnen Jahresfriſt vom Tage der Beſtaͤtigung 
des Rezeſſes gerechnet, die Eintragung in das Hypothekenbuch des verpflich⸗ 
teten Grundſtuͤcks nachſuchen. a: eee s# #8 

F. 77. Eine Entſchaͤdigung in Rente ($. 73.) muß dann angenommen 
werden, wenn f . . 
K 2 a 2) eĩ⸗ 


= an 


a) einem Dienſtbarkeitsberechtigten eine Entſchaͤdigung in Land dergeſtalt f 
nicht gegeben werden kann, daß er es zu dem abgeſchaͤtzten Werthe zu 
nutzen vermag; i i ee 

b) wenn er dadurch in den Stand gefeßt wird, fich die Nutzung, die dadurch 
abgeloͤſet wird, zu verſchaffen. . f 

§. 78. Andere jährliche Natural-Abgaben, welche in Art und Maaß 
genau zu beſtimmen ſind, und aus den Erzeugniſſen des verpflichteten Guts 
muͤſſen geleiſtet werden koͤnnen, finden nur zum Erſatz voruͤbergehender Nach- 
theile der Auseinanderſetzung, namentlich zum Erſatz von einſtweiligen Ausfaͤl⸗ 
len an dem bei der Ausgleichung vorausgeſetzten Ertrage Statt. 

$. 79. Arbeitshuͤlfen koͤnnen für die zu gleichem Zwecke erforderlichen 
Verbeſſerungsarbeiten auf hoͤchſtens zwoͤlf Jahre vorbehalten werden. 

$. 80, Können die Naturalabgaben ($. 78.) aus den Erzeugniſſen des 
Guts nicht genommen werden, ſo muß dafuͤr eine Entſchaͤdigung in Gelde ge- 
leiſtet und angenommen werden. 

$. 81. Dieſe Entſchaͤdigungsart muß auch geleiſtet werden, wenn die 


gleichen wegen der Arbeitshuͤlfen $. 79., ſobald in dem einen oder anderen Fall 
der Berechtigte ſie vorzieht. — 
i $ 82. Wechſelſeitige Dienſtbarkeiten gleicher Art werden durch Kom⸗ 
penſation aufgehoben. a 3 
F. 83. Hat jedoch ein Theilhaber ein beſonderes Vorrecht, oder fin- 
det ein anderes Verhaͤltniß der Theilnahme an den Nutzungen der gegenſeitigen 
Dienſtbarkeit Statt, als das Verhaͤltniß der, der wechſelſeitigen Dienſtbarkeit 
unterliegenden Grundſtuͤcke, ſo muͤſſen die Theilhaber nach dem Betrage ihrer 
Nutzungen und Rechte ausgeglichen werden. Die Kompenſation geſchieht alſo 
in dieſem Falle nur, in ſo weit die gegenſeitigen Nutzungsrechte gleich ſind, und 
der Ueberſchuß muß beſonders verguͤtet werden. ee 
F. 84. Iſt Über die Beibehaltung wechfelfeitiger Dienftbarkeiten, 
welche mit dem Zwecke der Auseinanderſetzung nicht beſtehen koͤnnen, nichts 
verabredet, ſo ſind ſie nach vollzogener Theilung, ſelbſt in dem Falle, wenn 
das F. 83. gedachte verſchiedene Theilnehmungsverhaͤlrniß Statt findet, fur 
aufgehoben zu achten. 3 
$. 85. In dieſem Falle darf daher auch für eine Schaͤfereigerechtig⸗ 
keit, wofür keine beſondere Abfindung verlangt worden, keine befondere 
Entſchaͤdigung gewaͤhrt werden. BE, SE 
. Zoe 2 Ay, F. 86. Wenn einſeitige Dienſtbarkeitsberechtigte auf Auseinander⸗ 
ab be lan 730 ſetzung antragen, fo muͤſſen fie ſich jede, dem Belaſteten beliebige Entſchaͤ⸗ 


a, ae 7325 Fey digungsart, fie ſey Land, Rente oder Kapital, gefallen laſſen. 


= 


H. 87. 
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Naturalabgaben aus den Erzeugniſſen des Guts genommen werden koͤnnen, im⸗ 


S 


5 $. 87. Bei der Beſtimmung des Werths des Grund und Bodens 
werden die Gegenſtaͤnde der Regel nach in dem Zuſtande angenommen, in 
welchem ſie ſich zur Zeit der Auseinanderſetzung befinden. Nur in Ruͤckſicht 
des Forſtgrundes findet nach H. 132. eine Ausnahme Statt. 
F. 88. Die Abſchaͤtzung geſchieht nach dem Nutzen und Ertrage, 
welchen die Sache jedem Beſitzer gewaͤhren kann. f 3 
§. 89. Dabei kommt der neueſte Duͤngungszuſtand nicht in Anſchlagz 
vielmehr bleibt dieſer, d. i. derjenige Dünger, welcher die oͤrtlich uͤblichen 
Saaten noch nicht getragen hat, gleich den uͤbrigen, auf periodiſche Nutzun⸗ 
gen ſchon verwendeten Beſtellungskoſten, Gegenſtand beſonderer Verguͤtung, 
welche dem Abtretenden von dem Empfaͤnger zu leiſten iſt. | 
5 $. 90. Jeder Theilnehmer muß nicht nur für den nach §. 88. und 
folg. ermittelten Werth, ſondern auch fur den Unterſchied in der Entfernung 
und fir andere Vortheile der Lage entſchaͤdigt werden. 5 
$. 91. Bei dem Anſchlage der Berechtigungen muß auf den Umfang 
des Rechts an ſich und auf die landuͤbliche, örtlich anwendbare Art, daſ— 
ſelbe zu benutzen, Ruͤckſicht genommen werden. N = 
$. 92. Es hat alſo weder die Fahrlaͤſſigkeit eines oder des andern 
bisherigen Beſitzers, noch deſſen ungewoͤhnlicher Fleiß in der Benutzung des 
Rechts auf die Werthbeſtimmung Einfluß. ä 2ag 
$. 93. Nach dem ſolchergeſtalt ausgemittelten Ertrage muß der Re⸗ 
gel nach jeder Berechtigte abgefunden werden. ö i a 
§. 94. Hat jedoch ein Dienſtbarkeitsberechtigter auf Auseinander- 7 . 
ſetzung angetragen, ſo haͤngt es von der Wahl des Belaſteten ab, ob er 
ihn nach dem Nutzungsertrage der Dienſtbarkeit, oder nach dem Vortheil, 
welcher dem Belaſteten aus deren Aufhebung erwaͤchſt, entſchaͤdigen will. 
F. 95. Jedem Theilnehmer muͤſſen zu ſeinen Grundſtuͤcken die erforder⸗ 
lichen Wege und Triften verſchafft werden. 55 af 
= §. 96. Der zu deren neuen Anlage erforderliche Grund und Boden muß 
von allen Betheiligten, nach Verhaͤltniß ihres Theilnehmungsrechts, hergege⸗ 
ben werden, und der Beitrag jedes Einzelnen wird ihm auf ſeine Abfindung 
angerechnet. In eben dem Verhaͤltniſſe muß jeder Theilnehmer zur Anferti⸗ 
gung und Unterhaltung beitragen. i N 
$. 07. Eben dieſes (§ . 95 und 96.) findet in Ruͤckſicht der Ent⸗ 
waͤſſerungsgraͤben, ohne welche der Boden den Ertrag, zu welchem er abge⸗ 
ſchaͤtzt worden, nicht gewaͤhren kann, und in Ruͤckſicht der Graͤnzgraͤben Statt. 
§. 98. Jeder Theilnehmer kann verlangen, daß ihm die unentbehrliche 
Mitbenutzung der Gewaͤſſer auf den auseinandergeſetzten Grundſtuͤcken vorbe⸗ 
halten, und dieſe ſo ausgewieſen werden, wie es zu dieſem Zweck für beide 
f Theile 


8 N 5 N, 6 


Theile am bequemſten iſt. Werden zu dem Behuf zweckmaͤßige neue Trank⸗ 
ſtaͤtten angelegt, ſo finden die Vorſchriften der HH. 95 und 96, Anwendung. 
§. 99. Die vor der Auseinanderſetzung ſchon gemeinſchaftlich benutz⸗ 
ten Lehm⸗, Sand⸗, Kalk: und Mergelgruben, Kalk- und andere Steinbruͤche, 
bleiben zur gemeinſchaftlichen Benutzung auch ferner vorbehalten, inſofern die 
Theilnehmer deshalb nicht durch Ueberweiſung beſonderer Vorraͤthe dieſer Art 
ausgeglichen werden konnen. N = 
„F de zig $. 100. Einhegungen und deren Unterhaltung koͤnnen auf Koſten 
e ee e, ſaͤmmtlicher Theilnehmer nur in dem Falle verlangt werden, wenn tiber die 
d Grundſtuͤcke eines Betheiligten, oder an denſelben vorbei, ſchmale Triften, 
auf welchen das Vieh durch den Hirten nicht zuſammengehalten werden kann, 
„e, vorbehalten werden muͤſſen. ET 
3 $. 101. Bei der erſten auf einer Dorffeldmark eintretenden Gemein⸗ 
, heitstheilung foll zu der Schullehrerſtelle fo viel Gartenland, als, einſchließlich 
ger, z, ee tee e, des bisher beſeſſenen, zur Haushaltung einer Familie von der H. 41. Buchſt. b. 
„5 “angegebenen Stärke, und zur Sommerſtallfuͤtterung und Durchwinterung von 
„ zwei Haupt Rindvieh erforderlich iſt, in zweckmäßiger Lage angewieſen wer⸗ 
u. Ds den; dagegen aber auch die, der Stelle bisher zuftändig geweſene Weidebe⸗ 
wkrechtigung auf den Grundftücen der Dorfgemeine aufhören. m 
6 = — $. 102. Iſt jedoch die bisherige Befugniß des Schullehrers größer, 
, als im F. 101: beſtimmt worden, fo muß er nach dem ganzen Umfange feines 
en: . „Theilnehmungsrechts abgefunden werden. i 
r F. 103. Die Beſtimmung der Entſchaͤdigung und der Grundſtücke, 
5 SIE = welche jeder Theilnehmer durch die Auseinanderſetzung erhalten foll, geſchieht 
— 7 * purch die Auseinanderſetzungsbehoͤrde. 8 = 
FF H. 104. Sie muß ſich dabei nach obigen Vorſchriften achten, und 
„5 moͤglichſt verhuͤten, daß kein Theil gegen den andern verkürzt und in ſeinen 
N ln Den , 
SR Arsen 
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Nutzungen geſchmaͤlert werde. | ; 5 

F. 105. Bei der Beurtheilung deſſen iſt jedoch nicht auf einzelne Stuͤcke 

: und Rubriken, fondern auf den ganzen Umfang der Wirthichaft eines jeden 

ger erg is fi, Theilnehmers, fo wie fie vor und nach der Theilung ſich verhält, Ruͤckſicht zu 

en l Sie. ai nehmen. 2 5 - 

— $. 106. Der Gebrauch des Looſes iſt Behufs dieſer Auseinander⸗ 

ſetzung nur in den, in dem Allgemeinen Landrecht Theil I. Titel IT. Hh. 57 

8 und 373. bemerkten Faͤllen, und unter den dort feſtgeſtellten Maaßgaben 
ulaͤſſig. = : 

2 8 107. Bei Grundſtuͤcken, welche in Natur nicht getheilt werden 

koͤnnen, welche durch die Theilung an ihrem Werth verlieren wuͤrden, oder 

welche in einer Hand vortheilhafter als in der Vertheilung benutzt werden, 

| findet 


2 Se. 5 


1 


er 


findet Behufs der Ausejnanderſetzung der Theilnehmer, im Mangel einer Ein: 
gung, nur der oͤffentuiche gerichtliche Verkauf Statt. 5 f 
$. 108. Die vorſtehenden allgemeinen Grundfäße haben der Regel feu 
nach auch bei der Aufhebung der Gemeinheit in Forſten Anwendung. ben. 2 en 
F. 109. Die Naturaltheilung eines gemeinſchaftlichen Waldes iſt gan; 
oder Theilweiſe nur dann zulaͤſſig, wenn entweder die einzelnen Antheile zur 
forſtmaͤßigen Benutzung geeignet bleiben, oder fie vortheilhaft als Aecker oder 
Wieſe benutzt werden koͤnnen. 
$. 110. Außer dieſen Faͤllen kann die Auseinanderſetzung der Mit⸗ 
Eigenthuͤmer im Mangel einer Einigung nur durch oͤffentlichen gerichtlichen 
Verkauf bewirkt werden. x 
$. 111. Sind die Anrechte der Miteigenthümer nicht nach Quoten be⸗ 
ſtimmt, und beziehen ſich dieſelben auf verſchiedenartige Nutzungen; ſo muß 
das Werthsverhaͤltniß der Nutzungen jedes einzelnen Theilnehmers durch 
Sachverftändige abgeſchaͤtzt werden. ä 
$. 112. Die Theilung muß moͤglichſt ſo bewirkt werden, daß jeder 
Miteigenthuͤmer ſeinen Antheil nicht allein vom Grund und Boden, mit Ruͤckſicht 
auf die Verſchiedenheit der Güte, ſondern auch des ſtehenden Holzes erhaͤlt. 
$. 113. Iſt dieſes nach der Oertlichkeit nicht zu bewirken; ſo muß der⸗ 
jenige, der einen Ueberſchuß an Holz erhaͤlt, im Mangel einer Einigung uͤber 
deſſen Bezahlung, den Andern entweder durch Anweiſung eines verhaͤltnißmaͤ⸗ 
ßigen Diſtrikts zur Abholzung in angemeſſenen Friſten, oder durch Lieferung 
einer verhaͤltnißmaͤßigen jaͤhrlichen Quantität Holzes auf beſtimmte Jahre 
entſchaͤdigen. | ; 
8. 114. Die Ablöfung der auf der Forſt haftenden Grundgerechtig⸗ 
keiten kann auch der Berechtigte unter den, HH. 86. und 94. bemerkten Ein⸗ 
ſchraͤnkungen verlangen. g 1 i 181 
F. 115. Findet der belaſtete Eigenthuͤmer einzelne Dienſtbarkeitsbe⸗ 
rechtigte ab; ſo iſt er befugt, nach Verhaͤltniß des Theilnehmungsrechts des 
Abgefundenen einen Theil des benutzten Gegenſtandes der Mitbenutzung der 
übrigen, noch nicht abgefundenen Theilnehmer zu entziehen, und daruͤber frei 
zu verfuͤgen. n auge ‚Se AR Rn 
$. 116 Bei der Abſchaͤtzung einer Maſtungsgerechtigkeit iſt die Fra⸗ 
ge: wie oft volle oder Sprangmaſt eintrete? nach dem in den letzten dreißig 
Jahren ſtattgefundenen Durchſchnittsberhaͤltniſſe, und die Frage: wie viel Vieh 
bei voller oder Sprangmaſt gefeiſtet werden koͤnne? nach der Durchſchnitts⸗ 
zahl des in den drei letzten Faͤllen, beziehungsweiſe der vollen und Sprang⸗ 
maſt wirklich eingetriebenen Viehes zu beſtimmen. 
: $. 117. Der Maſtungsberechtigte kann nur eine Entſchaͤdigung in 
Rente (H. 77.) verlangen. 8 7 
. F. 118. 
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F. 118. Pe Holzungsgerechtigkeiten zum Verkauf ſind nach 


Denn in den letzten, der Einleitung der Auseinanderſetzung unmittelbar vorher⸗ 
gehenden zehn Jahren, im Durchſchnitt verkauften Betrage zu beſtimmen. 

§. 119. Unbeſtimmte Holzungsgerechtigkeiten, die ſich auf das Be⸗ 
duͤrfniß erſtrecken, ſind nach dem Gutachten Sachverſtaͤndiger auß eine jaͤhrli⸗ 
che Quantitaͤt zu bringen. 

$. 120. Bei der Abſchaͤtzung des Bauholzbedarfs iſt 1 allein die 
erſte Inſtandſetzung der Gebaͤude und die gewöhnliche Unterhaltung, ſondern 
auch die mögliche Beſchaͤdigung derſelben durch Feuer zu beruͤckſichtigen. Sind 
die Gebaͤude des berechtigten Guts bei einer Feuerſozietaͤt verſichert, ſo wird 
die Feuersgefahr nach dem Durchſchnitt der in den letzten, der Einleitung der 
Auseinanderſetzung unmittelbar vorhergehenden zehn Jahren gezahlten Feuer⸗ 
Sozietaͤtsbeitraͤge angeſchlagen. Sind fie aber nicht verſichert; ſo bleibt es 
dem Ermeſſen der Sachverſtaͤndigen uͤberlaſſen, die Beitraͤgeſaͤtze derjenigen 
Feuerſozietaͤt, deren Erfahrungen auf den gegebenen Fall vorzugsweiſe Anwen⸗ 
dung finden, bei dem Anſchlage zum Grunde zu legen. Betraͤgt alſo zum 
Beiſpiel nach dem Durchſchnitt Ss jährliche Beitrag 3 Prozent der Verſiche⸗ 
rungsſumme, und der Werth des Holzes in den Gebäuden nach dem Ein⸗ 
kaufspreiſe 1000 Thaler, ſo belaͤuft ſich der Anſchlag der Feuer gefahr, auf 
5 Thaler jaͤhrlich. 

H. 121. Sind Gebaͤude der Zerſtoͤrung oder der Beſchaͤdigung durch 

die Gewalt des Waſſers ausgeſetzt, ſo iſt auch noch fuͤr dieſe Gefahr eine 


verhaͤltnißmaͤßige Summe dem, nach H. 120. auszumittelnden Betrage, hin⸗ 


zuzurechnen, welche von Sachverſtaͤndigen, nach der Groͤße der Gefahr, zu⸗ 

folge der bisherigen Erfahrung, zu beſtimmen iſt. 

$. 122. Die Gefahr der Beſchädigung durch Sturm wird bei dieſer 
Ausmittelung nicht beruͤckſichtigt, indem fie durch die Gefahren, welchen der 

Wald ausgeſetzt war, ausgeglichen wird. 

ö §. 123. Wenn der Holzungsberechtigte wegen Unzulänglichkeit des 
Waldes, oder ſeiner Beſtaͤnde, nach den Vorſchriften des Allgemeinen Land⸗ 

rechts Theil I. Titel 22. $. 226 und 227. ſich eine Einſchraͤnkung in der Be⸗ 

nutzung ſeines Rechts gefallen laſſen muß; ſo wird mit Ruͤckſicht auf die 

Dauer dieſes Zuſtandes nach dem Ermeſſen der Sachverſtändigen ein verhaͤlt⸗ 
nißmaͤßiger Theil von der Abfindung gekuͤrzt. 


$. 124. Sit der Holzberechtigte auf eine gewiſſe Holzart eingeſchraͤnkt, 3 


fo kann feine Abfindung in der Regel nur nach dem Beſtande dieſer Holzart 

zur Zeit der Auseinanderſetzung beſtimmt werden. 
§. 125. Iſt jedoch dieſe Holzart ganz ausgegangen, oder erheblich 
vermindert, und der Eigenthuͤmer zur Wiederanpflanzung derſelben verbunden; 
ſo iſt die l nach dem Umfange des Rechts, mit un auf den, 
nach 
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nach der Oertlichkeit zu erwartenden Anwuchs und die dazu erforderliche Zeit 
durch Sachverſtaͤndige zu ermitteln. a eee 
FG. 126. Hat aber der Eigenthuͤmer den Mangel durch ſeine Schuld 
verurſacht, ſo kann auch in Ruͤckſicht der Zeit, die zum Anwuchs der anzu⸗ 
pflanzenden Holzart erforderlich it, nichts gekuͤrzt werden. 

F $. 127. Die Entſchaͤdigung fuͤr eine Holzberechtigung iſt, wenn der 
Belaſtete auf die Abloͤſung anträgt, der Regel nach in Land, mit Anrechnung 
der darauf befindlichen Holzbeſtaͤnde, zu leiſten, wenn ſolches zu einer forſt⸗ 
maͤßigen Holzbenutzung, oder zur vortheilhaften Benutzung als Acker oder 
Wieſe geeignet iſt. Außer dieſen Faͤllen, und uͤberhaupt in den Faͤllen des 
F. 77. iſt der Berechtigte ſie in Rente anzunehmen verpflichtet. 

§. 128. Das Recht, vermoͤge deſſen die Beſitzer von Aeckern, Wie⸗ 

ſen und zur Forſt nicht gehörigen Weiderevieren verbunden find, das auf ih⸗ 
ren Grundſtuͤcken aufſchlagende Holz, oder gewiſſe Arten deſſelben bis zur 
Haubarkeit fortwachſen, und von einem Dritten benutzen zu laſſen, iſt auf 
Ein Prozent des Werths der zur Zeit der Auseinanderſetzung vorhandenen 
Holzbeſtände abzuſchaͤtzen, und wird durch deſſen Erlegung abgeloͤſet. 

9H. 129. Außer dieſer Abfindung erhaͤlt der Berechtigte den vorhande⸗ 
nen Holzbeſtand entweder in Natur durch Wegnahme oder durch Empfang des 
taxmäßigen Werths deſſelben. Welche von beiden Abfindungen Statt finden 
ſoll, beſtimmt, im Mangel einer Einigung, die Auseinanderſetzungsbehoͤrde, 
nach der vorzuͤglichen Nuͤtzlichkeit der einen oder der andern. 

F. 130. Neben dieſer Entſchaͤdigung (§. 128 und 129.) iſt der Be⸗ 
rechtigte nicht noch eine beſondere Entſchaͤdigung für die ihm etwa zuſtehende 
Maſtnutzung zu fordern befugt; ſtand aber dem Belaſteten die Maſtnutzung 
zu, ſo muß er ſich deren Betrag von feiner Entſchaͤdigung kuͤrzen laſſen. 

§. 131. Bei der Ausmittelung der Entſchaͤdigung der Weideberechtig⸗ 
ten in beſtandenen Forſten kann die Weide nie hoͤher abgeſchaͤtzt werden, als bei 
dem Holzbeſtande zur Zeit der Auseinanderſetzung darin befindlich iſt. 
2 $. 132. Iſt die Forſt ſchlecht beſtanden, ſo kann der Regel nach nur 
diejenige Weidenutzung abgeſchaͤtzt werden, welche bei einem mittelmaͤßigen 
Beſtande der Forſt Statt gefunden haben wuͤrde. | 
§. 133. Hat aber der Eigenthuͤmer durch Vertraͤge, Verjaͤhrung oder 
Judikate die Befugniß, die Forſtkultur bis zu dem Maaße des mittelmaͤßi⸗ 
gen Holzbeſtandes zu treiben, verloren, ſo muß die Abſchaͤtzung nach dem Zu— 
ſtande zur Zeit der Theilung geſchehen. f 
$. 134. Von der nach den Grundfägen der HH. 131. und ff. ausgemit⸗ 
telten Weide muß ein verhaͤltnißmaͤßiger Theil für den Holzberechtigten in Ruͤck⸗ 
ſicht der, nach den Grundſaͤtzen der Forſtkultur, oder nach ſeiner beſchraͤnkten 
- Jahrgang 1821. L Befug⸗ 


Befugniß ($. 133.) anzulegenden Holzſchonungen, und fuͤr den Maſtberechtig⸗ 
ten in Ruͤckſicht der geſetzlichen Maſtſchonungen abgerechnet werden. 


§. 135. Die nach deren Abzug verbleibende Weide macht die Maſfe 


aus, in welche die Weideberechtigten ſich nach Verhaͤltniß ihrer Theilnehmungs⸗ 


rechte zu theilen haben. 


§. 136. Sind jedoch Plaggen⸗, Heide⸗ und Buͤltenhiebberechtigte 


vorhanden, ſo muß auch die hierauf anzuſchlagende Verminderung des Weide⸗ 

werths in Abrechnung gebracht werden. i 
FS. 137. Iſt die Maſſe zur Befriedigung aller dieſer Theilnehmer (F. 136.0 

unzureichend, ſo muͤſſen ſich ſelbige ſowohl, als die Weideberechtigten, eine 


verhaͤltnißmaͤßige Kuͤrzung ihrer Abfindung gefallen laſſen. Dem Waldeigen⸗ 


9 Wirkun⸗ 
gen der Aus⸗ 
einander⸗ 
ſetzung. 


thuͤmer kann jedoch an dem ihm wegen der Holznutzung zuſtaͤndigen Antheile, 


außer dem Falle des §. 133., wegen der Unzulaͤnglichkeit des Ueberreſtes fuͤr die 
Weide ⸗, Plaggen- und Buͤltenhiebberechtigte, nichts gekuͤrzt werden. 

§. 138. Die Entſchaͤdigung der Weideberechtigten in Land, wird ihnen 
in der Art angerechnet, wie letzteres nach geſchehener Abholzung bei dem Da⸗ 


ſeyn der Stubben zur Weide geſchickt iſt; will aber der Eigenthuͤmer die Weide 


als voͤllig raum abtreten, ſo muß er das Raden der Staͤmme und Ebenen der 
Loͤcher bewirken laſſen, oder die diesfallſigen Koſten dem abgefundenen Weide⸗ 
berechtigten erſetzen. a ae = 
: $. 139. Eben dieſe Grundſaͤtze (F. 132. und ff.) finden in Ruͤckſicht des 
ganz unbeſtandenen Forſtgrundes Statt. f 
F. 140. Von Berechtigungen Streue zu rechen, kann der Werth nie⸗ 
mals hoͤher berechnet werden, als die Berechtigung bei Beobachtung der Forſt⸗ 
Polizeigeſetze hat genutzt werden Eönnen, 5 
§. 141. Die auseinandergeſetzten Theilnehmer erhalten die ihnen an⸗ 
gewieſene Entſchaͤdigung zur ausſchließlichen Benutzung und freien Verfuͤgung, 
in ſofern ihr Beſitzrecht und ihre Schulden-Verbindung keine Einſchraͤnkung 
begruͤnden. | ; 
H. 142. Sind dem Zwecke der Auseinanderſetzung, außer der aufzu⸗ 
hebenden gemeinſchaftlichen Benutzung (F. 2.), noch andere Grundgerechtig⸗ 
keiten hinderlich, fo muͤſſen auch dieſe, gegen hinlaͤngliche Entſchaͤdigung, auf⸗ 
gehoben werden. i i 


§. 143. Ueber die Aufhebung der aus den gutsherrlichen Verhaͤltniſſen 


ſolcher bäuerlichen Beſitzer, die nicht Eigenthuͤmer ſind, entſpringenden Lei⸗ 


ſtungen, iſt bereits durch das Edikt vom I4ten September 1811. und deſſen 
Deklarationen verfuͤgt. Ueber die Aufhebungen der Leiſtungen anderer baͤuerlichen 
Beſitzer, der Zehenten und anderer der Landkultur ſchaͤdlicher Gerechtſame, er⸗ 
geht heute eine beſondere Verordnung, worauf hiermit verwieſen wird. 


Se 144. 
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g. 144. Wo der Hordenſchlag in der Art eingeführt iſt, daß der Vor⸗ 
theil davon allen, zur Schaafhuͤtung berechtigten Theilnehmern verhaͤltnißmaͤ⸗ 
fig zu ſtatten kommt, da hört er durch die Aufhebung der gemeinſchaftlichen 
Huͤtung und die Trennung der Heerde, ohne Ausgleichung auf. 
$. 145. Steht aber einem oder einigen Theilhabern ein Pferchrecht zu, 
fo muß dafuͤr eine verhaͤltnißmaͤßige Entſchaͤdigung in Rente gegeben werden. 
F. 146. Der Gebrauch der beizubehaltenden oder neu einzufuͤhrenden 
unentbehrlichen Dienſtbarkeiten, als der Wege, Triften ꝛc. muß ſo beſtimmt 
werden, daß er den Zweck der Auseinanderſetzung nicht vereitele, und ſo wenig 
als moͤglich beſchraͤnke. i f 
$. 147. Die Entſchaͤdigung, die jeder Theilhaber durch die Ausein⸗ 
anderſetzung erhaͤlt, iſt ein Surrogat der dafuͤr abgetretenen Grundſtuͤcke oder 
„dadurch abgelöferen Berechtigungen, und erhaͤlt daher in Anſehung ihrer Be⸗ 
fugniſſe, Laſten und ſonſtigen Rechtsverhaͤltniſſe die Eigenſchaften derjenigen 
Grundſtuͤcke, für welche fie gegeben worden. 
$. 148. Die durch die Theilung erhaltenen Grundſtuͤcke treten alſo 
in Ruͤckſicht der Lehns⸗ und Fideikommiß⸗Verbindungen und der hypotheka⸗ 
riſchen Schulden an die Stelle der abgetretenen. i 
F. 140. Sind Grundſtucke oder Gerechtſame gegen Rente abgetreten. 
ſo tritt auch dieſe an die Stelle derſelben. Es muß jedoch in das Hypothe⸗ 
kenbuch des belaſteten Grundſtuͤcks vermerkt werden, daß die Rente ein 
Zubehoͤr des berechtigten Guts ſey, und die Faͤhigkeit des Beſitzers, uͤber 
dieſelbe zu verfügen, aus dem Hypothekenbuche über das letztgedachte Gut 


zu erſehen fey. . eee, 2°. 7°. 5 ae e mungen GR 


LEE 


$. 150. Werden Pertinenzſtuͤcke gegen eine baare, ein fuͤr allemal bee een, #27 


zu entrichtende Vergütung abgetreten; jo finden in Ruͤckſicht der Hypotheken 
glaͤubiger die Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts Theil I. Titel 20, f 
§. 460 — 465. Anwendung. ae, , 737: 
§. 151. Im Falle des F. 464. a. a. O. des Allgemeinen Landrechts 

koͤnnen jedoch die Hypothekenglaͤubiger ſich nur wegen der, von dem neuen 
Beſitzer zu entrichtenden Geldſumme, an denſelben und an das abgetretene 
Pertinenzſtuͤck halten. Auch kann ſich dieſer in jedem Falle durch gerichtliche 
Niederlegung des Kapitals von aller Verhaftung befreien. 

8. II Ruͤckſicht der Geldentſchaͤdigungen fuͤr den neueſten 
Dungungszuſtand und für Verbeſſerungsarbeiten können Hypothekenglaͤubiger 
nur die Verwendung derſelben in das Gut und zu deſſen Kultur verlangen, 
und deshalb nur ihre Schuldner in Anſpruch nehmen. 8 e 

§. 153. Bei Lehn⸗ und Fideikommißguͤtern koͤnnen der Lehnsherr, 2. e eee ee, 


die Lehns⸗ und Fideikommißfolger einer Abtretung von Pertinenzſtuͤcken gegen = e. ee, 
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Geld, oder der Ablöfung von Renten, in ſofern beides nach dieſer Ordnung 
zuläſſig iſt, nicht widerſprechen. Sie koͤnnen vielmehr nur verlangen, daß 
das Kapital wieder zu Lehn oder Fideikommiß angelegt, oder zur Befriedi⸗ 
gung der erſten Hypothekenglaͤubiger verwendet werde. g i 
H. 154. Eben dieſes findet Statt in Ruͤckſicht der Obereigenthuͤmer 
bei Erbzinsguͤtern und Wiederkaufsberechtigten, und koͤnnen dieſe nur Si⸗ 
cherſtellung des Kapitals, oder deſſen Verwendung zu bleibenden Verbeſſe⸗ 
rungen des Guts, oder zum Ankauf neuer Pertinenzſtuͤcke fordern. 
f $. 155. Der Verpflichtete haftet für die Erfuͤllung dieſer Verbindlich⸗ 
keiten (§ . 153. und 154.); er kann ſich jedoch von der Vertretungs- Ber: 
bindlichkeit durch gerichtliche Niederlegung des Geldes frei machen. 

H. 156. Auch in Ruͤckſicht der öffentlichen Laſten finden die Verfuͤ. 
gungen des F. 148. ſtatt. Sind Grundſtücke gegen Rente oder Kapital 
abgetreten, ſo verbleiben die oͤffentlichen Laſten auf den Grundſtuͤcken, und 
iſt alſo bei deren Beſtimmung hierauf Ruͤckſicht zu nehmen. : 

$. 157. Zur Mitbenutzung berechtigte unbekannte Theilhaber, die 
ſich der Öffentlichen Bekanntmachung ungeachtet nicht gemeldet haben, koͤnnen 
die Auseinanderſetzung, ſelbſt im Fall einer Verletzung, nicht anfechten. 

F. 158. In Ruͤckſicht der Wirkungen der Auseinanderſetzungen, mit 
welchen Regulirungen der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhaͤltniſſe ver: 
bunden worden, in Beziehung auf die Pächter, hat es bei den Vorſchriften 
der Deklaration vom 29ſten Mai 1816. Art. 116. und ff. ſein Bewenden. 

H. 159. Eben dieſe Vorſchriften finden Ruͤckſichts des Pachtverhaͤlt⸗ 
niſſes ſtatt, wenn mit der Auseinanderſetzung keine ſolche Regulirung ver⸗ 
bunden iſt. Der Paͤchter muß ſich alſo auch in dieſem Falle entweder mit 
der Benutzung der, dem gepachteten Gute fuͤr die ihm verpachteten Gegen⸗ 
ſtaͤnde angewieſene Entſchaͤdigung auf die Dauer der Pachtzeit begnuͤgen, 
oder es ſteht ihm frei, die Pacht zu kuͤndigen. 

$. 160. Waͤhlt er Erſteres, fo muß ihm der Verpaͤchter die Koſten 
der in Folge der Auseinanderſetzung erforderlichen Errichtung neuer, oder der 
Vergrößerung vorhandener Gebäude und anderer Anlagen, und die Koſten der 
erforderlichen Vermehrung des Gutsinventariums uͤberweiſen, oder alles die 
ſes ſelbſt bewirken laſſen. 255 

. 161. Auch muͤſſen ihm die Entſchaͤdigungen fir den neueſten Duͤn⸗ 
gungszuſtand und für Verbeſſerungsarbeiten, zur Verwendung zu dieſen Zwecken, 
und die Entſchaͤdigungen fuͤr temporaire Ausfälle, in ſo weit ſie die Pachtjahre 
betreffen, als Erſatz derſelben uͤberlaſſen werden. 

$. 162. Waͤhlt er die Kuͤndigung; fo muß er davon binnen drei Mo⸗ 
naten von dem Tage, an welchem ihm der vorgelegte Auseinanderſetzungsplan 
bekannt gemacht worden, Gebrauch machen. Er zieht dann mit dem Ende 


des 2 


= me | 
des naͤchſten Wirthſchaftsjahres ab. Iſt jedoch von dem Tage der Kündigung 


bis zu dem Ende des Pachtjahres nicht wenigſtens ein Zeitraum von drei Mo⸗ 


naten verſchwunden, ſo kann die Aufhebung des Pachtoerhaͤltniſſes nicht mit 
dem Ende des laufenden, ſondern erſt des naͤchſtfolgenden Pachtjahres gefor⸗ 1 
dert werden. i 3 
$. 163. Bloße perfönliche Nießbraucher muͤſſen fich der Regel nach a 
mit der Benutzung der, dem Gute angewieſenen Abfindung begnuͤgen. 
§. 164. Neue Gemeinheiten, deren Aufhebung die jetzige Ordnung Einer ag 
bezweckt (F. 2.), koͤnnen nur unter der Beſchraͤnkung des $. 27. und nur durch neuer en, 
ſchriftlichen Vertrag errichtet werden. e en en eee, er En e 
§. 165. Gemeinſchaftliches Eigenthum, welches nach Verkuͤndung die „ a 9 
ſer Ordnung entſteht, und mit andern beſondern Beſitzthuͤmern als Zubehör. e nt, 4 lie, 
in Verbindung geſetzt worden, kann, dieſes Zuſammenhanges ungeachtet, nu“ 7, 9 
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nach den Grundſaͤtzen von Theilung des gemeinſchaftlichen Eigenthums aufge ..., +... u ara] 


- löjet werden. zu am gu eee, 
* „ N wre dee ere, a He eee, 

R e Do warf sh une ehe. E| 

II. A b ſ ch n 1 t 45 ., ee, im, e, E, ee, | 

. e . . - nn Para wb, , e. e, e, 

Von Einſchränkung der Gemeinheiten. „N 

5 4.7 22 1 

$. 166. Jeder Eigenthuͤmer mit Dienſtbarkeiten belaſteter Grundſtuͤcke, Fang einra = | 

und jeder Miteigenthuͤmer von Gemeingruͤnden kann begehren, daß die Theil⸗ den Rechten f | 
r * r * — . . I 

nehmungsrechte der Dienſtbarkeits⸗ und Mitberechtigten auf ein beſtimmtes and a 
Maaß feſtgeſetzt werden, und darnach die Benutzung geordnet werde. e 1 

: | 


$. 167. Es kann inſonderheit darauf angetragen werden, daß die Art 
und die Zahl des Viehes, womit die Huͤtung ausgeuͤbt werden kann, und die 
Zeit, wann die Ausübung ſtatt findet, ausgemittelt und feſtgeſetzt werden. 

$. 168. In Ruͤckſicht der Holzungsgerechtigkeiten findet die Beſtim⸗ 
mung des Maaßes der Theilnahme, mit Beruͤckſichtigung der Vorſchriften 
des Allgemeinen Landrechts Theil I. Titel 22. $. 235. und 236, ebenfalls ſtatt. f 
F. 169. Regulirungen dieſer Art werden von der Gemeinheitsthei⸗ 
lungsbehoͤrde bewirkt, und muͤſſen bei allen neuen Feldeintheilungen von = ] 
2: 
| 


Amtswegen gefchehen. ’ LTE 
$. 170. Entſtehen dabei Streitigkeiten, fo muͤſſen ſie von der Ge⸗ 
meinheitstheilungsbehoͤrde entſchieden werden. f 
5 §. 171. Die unter den Eigenthuͤmern vermiſchter, mit gegenſeitigen a 
Dienſtbarkeiten belaſteter Laͤndereien, und unter den Miteigenthuͤmern von 9 
Gemeingruͤnden beſtehenden Einrichtungen wegen Benutzung der ihren gemein⸗ 5 1 
ſamen Rechten unterworfenen Grundſtuͤcke muͤſſen, wenn auch nur ein Vier⸗ 
theil der Berechtigten (nach dem Werthe der Theilnehmungsrechte berechnet) 5 
ö 
6 
ö 


darauf 6 
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darauf antraͤgt, der Unterſuchung auf ihre Zweckmaͤßigkeit unterworfen, und 
wenn ſich die Theilnehmer wegen deren Abänderung nicht vereinigen konnen, 


die an ihrer Stelle einzufuͤhrenden Ordnungen und Anſtalten feſtgeſetzt werden. 


§. 172. Dies gilt insbeſondere i 
1) von der Benutzung der gemeinen Weideanger, f 
2) der Schlageintheilung bei vermengten Aeckern, ’ 
3) der weiter als polizeilich ſchon beſtimmten Einſchraͤnkung der Wieſen 
und Saatbehuͤtung, TE 
4) der Schlageintheilung bei Forſt⸗ und Torfnutzungen. 
§. 173. Auch daruͤber, 1 8 
1) ob vermengte, mit gegenſeitigen Dienſtbarkeiten belaſtete Aecker auf 
mehrere Jahre, als bisher üblich war, oder gänzlich beſaͤet oder un⸗ 
beſaͤet zur Huͤtung oder zum Holzanbau niedergelegt; 8 
2) ob Sandſchellen gedeckt; 
3) Weideplaͤtze zu Wieſen eingeſchont oder zu Aeckern aufgebrochen; 
4) Wieſen mit der Huͤtung gaͤnzlich verſchont; 
5) gewiſſe Weidepläge für beſtimmte Vieharten gehegt; 
6) einige Vieharten von den Gemeinhuͤtungen ganz ausgeſchloſſen; 
7) gemeinſchaftliche Forſten abgeholzt und geradet, 
„ 8) Bewäſſerungs- und Abwaͤſſerungs-Anſtalten angelegt werden ſollen, 
findet das F. 171. gedachte Verfahren ſtatt. 4 i 
H. 174. Die in den $$. 29. 80. und 81. Titel 22. Theil I. des 
Allgemeinen Landrechts beſtimmten Grundſaͤtze finden auf alle Arten von laͤnd⸗ 
lichen Grundgerechtigkeiten Anwendung. f 
F. 175. Die Entſchaͤdigung der Dienſtbarkeitsberechtigten kann, außer 
der in dem Allgemeinen Landrecht Theil I. Titel 22. $. 81. bemerkten Art, 
auch dadurch bewirkt werden, daß der Belaſtete ſein eigenes Theilnehmungs⸗ 


recht auf Benutzung derjenigen Grundſtuͤcke, welche dem Berechtigten ange⸗ i 


wieſen werden, einſchraͤnkt oder gänzlich aufgiebt. 
$- 176. Kann wegen Unerheblichkeit des Gegenſtandes die Entfchd- 


digung auf die, $. 175, gedachte Art nicht geſchehen, fo kann fie auch in 


Gelde geleiſtet werden. a ö 5 l 
$. 177. Auf die vorgedachten Bedingungen koͤnnen ſowohl einzelne 
Eigenthuͤmer, als auch mehrere derſelben nach gemeinſchaftlichem Plane ihre 
Ländereien, und zwar ſowohl mit der Wirkung der Gemeinheitstheilung, 
daß ſie nehmlich Behufs einer ferneren Auseinanderſetzung zu deren Umtauſch 
nicht mehr genoͤthigt werden koͤnnen, als auch fo, daß der Umtauſch für 
einen ſolchen Fall vorbehalten bleibt, der bisherigen Gemeinſchaft entziehen, 
wenn dargethan wird, daß durch dergleichen Auszüge die ordnungsmaͤßige 
a 8 Be⸗ 
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Benutzung der übrigen Grundſtuͤcke weder geſtoͤrt, noch für den Fall einer 
künftig allgemein erfolgenden Auseinanderſetzung die Anordnung ſchicklicher 
Plan⸗Lagen gehindert wird. f H 
$. 178. Bezwecken dergleichen Auszüge ($. 177.) die Befreiung der 
Ackerlaͤndereien von fremder Huͤtung, ſo finden deshalb die, $. 101. ertheil⸗ 
ten Vorſchriften Anwendung. Außer dieſem Falle werden dergleichen Aende⸗ 
rungen ($. 17 J. und ff.) Ruͤckſichts der ſtaͤdtiſchen Feldmarken von dem Ma⸗ 
giſtrate, und auf dem Lande von dem Kreislandrathe, auf den Antrag des 
Theilnehmers, der ſie beabſichtigt, mittelſt ſummariſchen Verfahrens unter⸗ 
ſucht, und es wird von dieſen daruͤber verfuͤgt. 5 
§. 179. Ihre Feſtſetzung muß einſtweilen zur Ausfuͤhrung kommen, 
und es ſteht demjenigen, der ſich dadurch beeintraͤchtigt glaubt, nur der 
Rekurs an die Auseinanderſetzungsbehoͤrde offen. f 
$. 180. Eben dieſe Befugniß ſteht dem Eigenthuͤmer zu, wenn fein 
Antrag als unzulaͤſſig zuruͤckgewieſen iſt. 
$. 181. Die im Edikte vom I4fen September 1811. wegen Beföoͤr⸗ a 
derung der Landkultur den Ackerbeſitzern ertheilte Befugniß, den dritten Theil freien Drit⸗ 
ihrer Ackerlaͤndereien, oder weniger, der Hüͤtung zu entziehen, wird hier⸗ . 
durch beſtaͤtigt, und naͤher, wie folgt, beſtimmt. BER; 2 
$. 182. Der Antrag darauf kann ſowohl von einzelnen Ackerbeſitzern | 
angebracht werden, als eine Vereinigung mehrerer darauf, daß ihnen das 
hulfreie Drittel nach einem gemeinſchaftlichen Plane zugetheilt werde, zu⸗ f 
laͤſig iſt. Wenn aber der vierte Theil der Theilnehmer (nach den Antheilen 0 
berechnet) oder deren mehrere die Hutfreiheit verlangen; ſo muß das hutfreie } 
Drittel allgemein, d. i. für ſaͤmmtliche Theilnehmer der gemeinſchaftlichen 
Flur ausgewieſen werden. i ö 
FS. 183. Außer dem Falle, wenn die Ausweiſung allgemein erfolgen 
muß, findet dieſelbe auf den einſeitigen Antrag einzelner Theilnehmer nu | 
unter den, $. 177. beſtimmten Bedingungen, und wenn diefe ohne allen | 
Ackerumſatz erfüllt werden koͤnnen, ſtatt. f a a N 
Auch ſoll dem Antrage nachgegeben werden, wenn es zu gleichem Be⸗ 
huf nur des Umtauſches von einigen wenigen Ackerſtuͤcken bedarf. . 7 
§. 184. Bei der allgemeinen Ausweiſung des hutfreien Drittels iſt - 
nicht nur ein allgemeiner Ackerumfatz zuläßig, fondern auch darauf, daß durch / 
jene Ausfonderung die Bewirthfehaftung der uͤbrigen Grundſtuͤcke nicht geſtoͤrt s 
und einer kuͤnftigen allgemeinen Auseinanderſetzung keine Hinderniſſe in den 
Weg gelegt werden, von Amtswegen zu halten, und der zu dieſem Behuf 
etwa erforderliche Ackerumtauſch zu veranſtalten. 


N N 


8. 185. 
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9. 185. Außer dem vorgedachten Falle (§. 184.) iſt bei einer allge⸗ 
meinen Ausweisung des hutfreien Drittels ein Ackerumſatz und die Zuſammen⸗ 
legung der Laͤndereien nur dann zu veranlaſſen, wenn etweder die Mehrheit 
der Theilnehmer daruͤber, daß dieſer geſchehen ſoll, einverſtanden, oder wenn 
ohnedem bei Berüuͤckſichtigung der Größe und Guͤte der Laͤndereien eine ver⸗ 
haͤltnißmaͤßig gleiche Zutheilung nicht ausfuͤhrbar iſt. ge; 
§. 186. Die Ausweiſung des hutfreien Drittels ſchließt auch nicht aus, 

daß die zu demſelben gehörigen Ländereien kuͤnftig bei einer eintretenden Aus⸗ 
einanderſetzung zur Maſſe der umzutauſchenden Laͤndereien gezogen werden. 
Dagegen kann der Umtauſch zu dieſem Behuf nicht mehr erzwungen werden, 
wenn bereits auf jene Veranlaſſung eine Zuſammenlegung ſtatt gefunden hat, 
oder ſaͤmmtliche Theilnehmer daruͤber einig geworden ſind, und in beiden 
Faͤllen, oder auch auf Antrag einzelner Theilnehmer fuͤr deren hutfrei gemachte 
Laͤndereien die Gemeinheitstheilungsbehoͤrde ihre Zuſtimmung dazu ertheilt hat. 
F. 187. Beſitzt Jemand in einer Feldmark, auf welcher noch Gemein⸗ 
heit ſtatt findet, weniger als den dritten Theil feiner Ländereien hutfrei, 
oder ſolchen nicht im Zuſammenhange: fo darf er auf die im Gemenge liegen⸗ 
den hutfrei gewordenen Stuͤcke nur dann Vieh zur Weide oder zum Nachtla⸗ 
ger bringen, wenn dieſelben zulaͤnglich bewahrt ſind, oder das Vieh in Hor⸗ 
den eingeſchloſſen oder getuͤdert (mit Stricken an feſte Gegenſtaͤnde auf der 
Weide befeſtigt) wird. 

„ 88, Aüch konnen Ackerwirthe, welche nur einen Theil ihrer Laͤn⸗ 
dereien hutfrei beſitzen, nur auf Jahresfriſt Vereinigungen wegen deren Be⸗ 
huͤtung durch das Vieh anderer Theilnehmer guͤltig ſchließen. 

; $. 189. Die den beſonderen und fremden Huͤtungsberechtigten nach 
$. 13. des Kulturedikts vom Taten September 1811. gebuͤhrende Entſchaͤdi⸗ 
gung, kann auch auf die, Hö. 175. und 176. dieſer Ordnung bemerkte Art 
geleiſtet werden. Sr 2 
F. 100. Wird die Entſchaͤdigung in Kornrente beſtimmt, fo wird fie 
auf die, §. 73. gedachte Art in Gelde abgeführt und ſicher geſtellt. ; 

F. 191. Bezwecken alle oder einzelne Ackerbeſitzer nur die einſtweilige 
Hutbefreiung einzelner Ackerſtuͤcke bis zum dritten Theile derſelben, ohne daß 
es zu dieſem Behuf eines Umtauſches bedarf, und wollen ſie dabei die befrei⸗ 
ten Laͤndereien, fuͤr den Fall einer kuͤnftig eintretenden Auseinanderſetzung, 
der Maſſe der umzutauſchenden Laͤndereien nicht entziehen: ſo ſind die Orts⸗ 
behörden (§. 178.) auf den Antrag der Theilnehmer gehalten, ſich der In⸗ 
ſtruktion der Verhandlung zu unterziehen, jedoch bleibt auch in dieſem Falle 
die Entſcheidung entſtehender Streitigkeiten, imgleichen die Genehmigung der 
guͤtlichen Vereinigungen der Aus einanderſetzungsbehoͤrde vorbehalten. 


In 


1 eh 
RS: In allen andern Faͤllen aber haben ſich die Theilnehmer mit ihren 
„Kissgen an die gedachte Behörde zu wenden, und von dieſer weitere Ver⸗ 

tgung wegen Einleitung der Sache zu gewaͤrtigen. een 

Urkundlich haben Wir vorſtehende Ordnung Allerhoͤchſteigenhaͤndig voll⸗ 
zogen, und mit Unſerm Königlichen Inſiegel bedrucken laſſen. N . 
So geſchehen Berlin, den 7ten Juni 18217. 45 
| (L. S.) Friedrich Wilhelm. 
C. Fuͤrſt v. Hardenberg. v. Altenſtein. 
Beglaubigt: Frieſe. 
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(No. 65 4.) Ordnung wegen Abldſung der Dienfte, Natural⸗ und Geldleiſtungen von 
2 i Grundſtücken ; welche eigenthümlich, zu Erbzius⸗ oder Erbpachtsrecht, 
beſeſſen werden. Bom "ten Juni 1821. R 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen dc. M. 
Mit Bezug auf den Artikel 2. der Deklaration vom 20 ſten Mai 1816. 
finden Wir Uns, nachdem Wir heute die Gemeinheitstheilungs⸗ Ordnung 
vollzogen haben, veranlaßt, fuͤr diejenige Provinzen Unſerer Monarchie, in 
welchen das Edikt vom I4ten September 1811., die Regulirung der guts⸗ 
herrlichen und baͤuerlichen Verhaͤltniſſe betreffend, und deſſen Deklarationen 
bereits Anwendung finden, imgleichen für das Herzogthum Sachſen, fuͤr das 
Gebiet Erfurth und das Amt Wandersleben, ferner fuͤr die vormals Groß⸗ 
herzoglich Sachſen⸗Weimarſche und Fuͤrſtlich⸗Schwarzburgſche, Unſerer Pro⸗ 
vinz Sachſen gegenwartig einverleibte Ortſchaften, die Grundſaͤtze feſtzuſetzen, 
nach welchen bei Abloͤſung der Dienſte, Natural⸗ und Geldleiſtungen von 
ſolchen Stellen, die eigenthuͤmlich zu Erbzins⸗ oder Erbpachtsrecht befeffen 
werden, es gehalten werden foll, um auch in ihnen die Hinderniſſe zu heben, 
welche von dieſer Seite noch der Landkultur und der freien Verfügung uͤbher 
laͤndliche Grundſtuͤcke entgegen ſtehen. Wir verordnen demnach fuͤr die ge⸗ 
dachten Provinzen und Landestheile, nach eingeholtem Gutachten Unſers 
Staatsraths, wie folgt: 8 N 
$. I. Hand⸗ und Spanndienſte, welche auf Stellen, die ihren Be: Kaas, a. . 


Deklaration vom 2gften Mai 1816. Art. 4. Buchſt. a. und Art. 5. Buchſt. a. 
eine Ackernahrung iſt. 
$ 2. Die auf Dienſtfamilienſtellen (Art. 5. Buchſt. a. a. a. O.) haf⸗ 
tenden Handdienſte koͤnnen nur mit beiderſeitiger Einwilligung aufgehoben 
Jahrgang 1621. N werden. 


ver, 
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ſitzern eigenthuͤmlich, zu Erbzins oder Erbpachtsrecht zuftehen, haften, ſollen e, le, Hale, 5 
gegen Entihädigung aufgehoben werden, inſofern die Stelle im Sinne der a Pr 717. 


u 
5 . Dise findet inſonderheit in Rücſcht der 3 Dienste Statt, wah 
auf den in einigen Provinzen, wie z. B. in Schleſien vorhandenen Drefch- 
gaͤrtnerſtellen haften. Iſt aber eine Einigung zwiſchen dem Belaſteten und 
Berechtigten uͤber die Aufhebung ſolcher Dienſte zu Stande gekommen; ſo iſt 
zur Rechtsbeſtaͤndigkeit des daruͤber geſchloſſenen Vertrags weiter nichts erfor⸗ 
derlich, als was uͤberhaupt zu einem en in der jetzigen 
Ordnung vorgeſchrieben worden. 
$. 3. Dagegen unterliegen gleichfalls die, bei den Stattgehabten Re⸗ 
gulirungen der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhaͤltniſſe, nach $$. 16. 17. 
und 49. des Edikts vom Igten September 1811. und der Deklaration vom 
20 ſten Mai 1816. Art. 38., vorbehaltene Huͤlfsdienſte, der jetzigen Ordnung; 
der Verpflichtete kann jedoch deren Aufhebung erſt nach Ablauf des in jenen 

Geſetzen beſtimmten Zeitraums, der Berechtigte aber auch fruͤher verlangen. 

N §. 4. Sind bei den, vor dem Jahre 1811. erfolgten Verleihungen 
baͤuerlicher Grundſtuͤcke zu Eigenthum, Erbpachts⸗ oder Erbzinsrecht, und 
dabei bewirkten Dienſtabloͤſungen für immer Dienſte von Ackernahrungen vor⸗ 
behalten worden, ſo kann auch deren Aufhebung nach Ablauf von Zwoͤlf 

Jahren ſeit Verkuͤndung der gegenwärtigen Ordnung, verlangt werden. 
§. 5. Dagegen ſind Dienſte, welche die Natur der oͤffentlichen Laſten 
haben, oder aus dem Gemeine⸗ aber Kirchenverhältniffe entſpringen, keiner 


Aufhebung unterworfen. 


$. 6. Die Aufhebung der Dienſte (F. I. 3. und 4.) findet nur auf den 
Antrag der Betheiligten Statt. Sowohl der Berechtigte, als der Verpflich⸗ 
tete iſt dazu befugt; Letzterer jedoch unter der H. 3. gedachten Einſchraͤnkung. 
Trägt auch nur einer der Verpflichteten darauf an, ſo muß ſie 
in Ruͤckſicht feines Intereſſe erfolgen. Dieſes findet ſelbſt' in Abſicht der unge⸗ 
meſſenen Dienſte Statt; es kann aber die Laſt der uͤbrigen Verpflichteten da⸗ 
durch nicht erſchwert werden, der Berechtigte iſt vielmehr ſchuldig den aufge⸗ 
löfeten Dienſt durch eigene Theilnahme oder ſonſt zu Peer a er die 
Aufhebung nicht allgemein machen will, 
§. 8. Spann» und Handdienſte, welche, wenn jene nach den Grund⸗ 
ſaͤtzen des Edikts vom IAfen September 1811. H. 17. und der Deklaration 
vom 20ſten Mai 1816. Art. 41. zu Handdienſten berechnet werden, zuſam⸗ 
mengenommen jährlich nicht den Belauf von 50 Mannshandtagen uͤberſteigen, 
werden, nach den in der Gegend, in den beſtimmten Leiſtungsperioden und 
fuͤr die Art der Beſchaͤftigung üblichen Arbeitspreiſen, zu Gelde angeſchlagen, 
und in Rente verguͤtet. 
g $. 9. Es koͤnnen jedoch ſolche Dienſte nie hoͤher als zu 8 Groſchen 
Brandenburgiſch für einen Mannshandtag abgeſchaͤtzt werden. Auch findet 
dieſe Abſchaͤtzungsart auf unbeſtimmte oder beſtimmte Baudienſte keine An⸗ 
wendung. Dieſe find vielmehr nach den folgenden §H. abzuſchaͤtzen. 
H. IO. 
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F. 10, Größere, als die im 8. gedachten Dienſte, werden nach 
dem Koſtenbetrage, welche der Berechtigte anwenden muß, um die nach bis⸗ 
heriger Feldeintheilung und Wirthſchaftsart damit beſtrittenen Arbeiten zu be⸗ 
Schaffen, abgeſchaͤtzt. 8 Ei 

F. 11. Unbeſtimmte Baudienſte ſind mit Beruͤckſichtigung der Vorſchrif⸗ 
ten der Gemeinheitstheilungsordnung $. 120. und ff. von Sachverſtaͤndigen 
abzuſchaͤtzen. ER 

H. 12. Bei Beſtimmung des Werths der Dienſte iſt die Berguͤtung, 
welche der Berechtigte dem Dienſtpflichtigen in Natur oder in Gelde zu ge⸗ 
ben verbunden war, in Abzug zu bringen. Sollte hierbei der Werth des 
Dienſtes niedriger, als der Betrag dieſer Verguͤtung ausgemittelt werden; ſo 
konnen die Pflichtigen dennoch für letztern keine größere Entſchaͤdigung als den 
Erlaß des Dienſtes fordern. a Be 

LET EST, Entſchaͤdigung für die, H. 10. erwähnten Dienſte, wird 
durch Land oder Rente geleiſtet. i 

§. 14. Der Provokat hat zwiſchen Land und Rente jedesmal die Wahl. 
§. 15. Wegen der, Rente finden die $$. 73. und ff. der Gemeinheits⸗ 


: theilungs-Orbnung gegebenen Vorſchriften Anwendung. 


a Der Dienſtpflichtige iſt zu jeder Zeit befugt, ſie nach vorheri⸗ 
ger ſechsmonatlicher Kuͤndigung gegen Erlegung des Fuͤnf und zwanzigfachen 
Betrags abzulöfen. Er kann dieſes auch theilweiſe thun, es darf jedoch in 


dieſem Falle das Kapital der Ablöfung nicht weniger als Hundert Thaler in 


Preußiſchem Courant betragen. 
N $. 17. Dieſe Befugniß der Ablöfung ertheilen Wir auch ſolchen baͤuer⸗ 


lichen Beſitzern, die vormals nicht Eigenthuͤmer ihrer Stellen waren, in Ruͤckſicht 


derjenigen Renten, die bei der Regulirung der gutsherrlichen Verhaͤltniſſe nach 
dem Edikt vom Iäten September 1811. und deſſen Deklarationen auf ihre 
Stellen gelegt worden. N i : 
F. 18. Muß die Abfindung in Ländereien gegeben werden, fo erfolgt 
dieſelbe in einem, dem Werthe der Berechtigung angemeſſenen Antheile an 
Aeckern, Wieſen und beſtaͤndigen Huͤtungen. 5 i 
F. 19. Der Antheil des Berechtigten aus jeder dieſer Gattungen 
von Grundstücken, wird nach eben den Verhaͤltniſſen beſtimmt, in welchen der 
Verpflichtete ſolche beſitzt. : & 
F. 20. Die Ausweiſung deſſelben geſchieht nach den Grundſaͤtzen der 
Gemeinheitstheilungs⸗Ordnung. . 
F. 21. Sind Grundſtuͤcke anderer Perſonen, die an der Dienſtaufhe⸗ 
bung keinen Theil nehmen, hinderlich, der Abfindung des Dienſtherrn in Land 
eine zweckmaͤßige Lage zu verschaffen, fo findet die Vorſchrift des Artikels 20. 
der Deklaration vom 29ſten Mai 1816. ſtatt. Dieſe Vorſchrift iſt jedoch 
a 5 F nicht 


nicht von privativen, ſondern nur von Grundſtuͤcken, die einer gemeinſchaftlichen 
Huͤtung unterliegen, zu verſtehen. u 
$. 22. Der Dienſtherr iſt berechtigt, auf Zwölf Jahre ſich die in dem 
Edikt vom 14ten September 1811. $$. 16. und 17. und in der Deklaration 
vom 20ſten Mai 1816. Artikel 37. und 38. bemerkten Huͤlfsdienſte gegen die 
dort bemerkte Entſchaͤdigung vorzubehalten. Hat er überhaupt nur fo viel 
Dienſte, oder weniger zu fordern, fo findet gar kein Vorbehalt ſtatt. 
F. 23. Unter eben den Bedingungen, unter welchen der Dienſtherr 
ſolcher Bauern, die nicht Eigenthuͤmer ſind, einen Theil der Entſchaͤdigung 
nach dem Edikt vom Taten September 181 T. H. 24. 55. und 56. und der De⸗ 
klarationen vom 20ſten Mai 1816. Artikel 51. bis 59. und vom gten Mai 
1818. zu den in Folge der Dienſtaufhebung erforderlichen neuen Einrichtun⸗ 
gen und zur Vermehrung des Inventariums zu veraͤußern, prioritaͤtiſch zu 
verpfaͤnden und zu verwenden befugt iſt, unter eben denſelben iſt auch der 
Dienſtherr der hier in Rede ſtehenden Bauern zu dergleichen Verfügungen 
berechtigt. CD: ec, he., IE KT & 5 
H. 24. Der Berechtigte kann verlangen, daß der Verpflichtete uber 
das Abloͤſungskapital der Rente ihm mehrere, Seitens des Berechtigten un⸗ 
kundbare Obligationen ausſtellk, und in das Hypothekenbuch des belaſteten 
Guts eintragen läßt, über welche er in derſelben Art zu verfügen befugt if, 
als ihm wegen der übrigen Entſchaͤdigungen H. 23. nachgelaſſen worden. 

H. 25. Die Ausführung des geſchloſſenen Dienſtaufhebungsgeſchaͤfts 
findet im Mangel einer Einigung der Regel nach nur nach Verlauf eines Jah⸗ 
res, nach der Beſtaͤtigung des Rezeſſes, und zwar mit dem naͤchſten darauf 

\ folgenden Geſindeumzugstermine ſtatt. f 
eee e e, F. 20. Auch Eönnen andere jährliche Naturalabgaben, Zehenten und 
urbane Amann und Lehnwaare (Laudemien) unter den $$. 15, und 16. enthaltenen Beſtim⸗ 
ae mungen in Rente verwandelt werden, ohne Ausnahme, ob der verpflichtete 
ea nn Eigenthuͤmer, Erbzinsmann oder Erbpaͤchter zur Klaſſe der baͤuerlichen Wirthe 
. 2 „ „ y Gehört, ob er dienſtpflichtig oder ob beides nicht der Fall iſt. use 
N 5 ER H., 27. Alle Fruchtleiſtungen werden nach dem Durchſchnitte der Mars 
tini⸗Marktpreiſe des Hauptmarktplatzes fir den betreffenden Ort in den letzten 
„det Einleitung der Auseinanderſetzung unmittelbar vorhergegangenen 14 Jah⸗ 
ehe, be, ven, zu Gelde berechnet. Dabei wird eben fo verfahren, wie in Unſerer Ge⸗ 
Ho za ber ee, zee meinheitstheilungsordnung §ö. 73. und 74. vorgeſchrieben iſt. 5 a 
6 $. 28. Der Werth der Abgaben an Federvieh, Kälbern, Laͤmmern, 
. 5 Schweinen, Butter, Kaͤſe, Eier, Wachs und andern Naturalien ſoll durch 
ge, en Sachverftändige beſtimmt, und dabei der gemeine Preis zur Zeit der Abloͤſung 
ene, meu m als Maaßſtab gebraucht werden, nach welchem man die Bezahlung ſolcher = 
hp Gegenſtaͤnde, wenn. fie nicht in Natur geleiſtet, fondern in Gelde verguͤtet 
ee ee. eme, . 5 i i werden, 
“Zen, e eue, TE 5 3 - ; 
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werden, zu beſtimmen pflegt. Preisbeſtimmungen hingegen, welche uͤber die 


gedachten Gegenſtaͤnde in der Urkunde enthalten, oder durch Herkommen oder 
Verordnungen feſtgeſetzt find, koͤnnen nur dann zum Maaßſtab angenommen 


werden, wenn der Verpflichtete die Wahl hat, ob er in Natur oder in Gelde 
die Leiſtung erfuͤllen will. a a 


$. 29. Die im Landkulturedikt vom Tyten September 1811. 6 2. 
wegen Abloͤſung jaͤhrlicher fixirter Geldleiſtungen der Erbpaͤchter ertheilten Vor⸗ 
ſchriften werden auch auf andere Leiſtungspflichtige, fie mögen Eigenthuͤmer 


oder Erbzinsleute ſeyn, ausgedehnt, jedoch zugleich naͤher dahin beſtimmt: 


zum Buchſtaben c. 4. daß ber- Verpftichtete wenigſtens ſo viel von ſeinem 
jaͤhrlichen Zinſe abloͤſen muß, als der Anſchlagsmaͤßige Ertrag des vor⸗ 


kauften Theils betraͤgt; 


zum Buchſtaben c. A: daß eine Vertheilung der jaͤhrlichen Abgaben nur bis: 
zum Betrage von Vier Thalern auf jeden einzelnen Theil ſtatt findet, 
und bei einer Vertheilung unter dieſer Summe die Abloͤſung durch Ka⸗ 


pital auf Verlangen des Berechtigten erfolgen muß. 


$. 30. Der Ertrag des Naturalzehentens wird nach dem Zuſtande 
der zehentpflichtigen Grundftüce zur Zeit der Ablöſung, durch Sachverſtaͤndige 


ausgemittelt, welche ihr Gutachten darüber abgeben: 
auf welche Quantitat von Korn, Stroh und andern Fruͤchten, auf wie 
viel Stucke Vieh der Zehntherr, ein Jahr in das andere gerechnet, ſich 
Hoffnung machen konnte. 


Der Werth dieſt es ausgemittelten Ertrags wird bei dem Fruchtzehent auf die, 


§. 27. und bei dem Fleiſchzehent auf die, H. 28. vorgeſchriebene Art ausgemittelt. 

Fi. 31. Wenn der Zehentberechtigte feiner- Seits fortwaͤhrende oder 
zufällige Laſten zu tragen hat, fo kann er, im Fall von allen oder einigen 
Zehentpflichtigen die Abloͤſung in Kapital vorgenommen wird, gleichfalls eine 
Abloͤſung jener Laſten verlangen. Ein gleiches Recht haben in dieſem Fall 
auch diejenigen, gegen welche er zu dieſen Laſten verpflichtet iſt. Findet dabei 


keine guͤtliche Uebereinkunft ſtatt, ſo darf die Abldfung nur auf die Laſten im 
Ganzen gerichtet ſeyn, und bei zufaͤlligen Laſten nur in. Kapital geſchehen⸗ 
Die Abloͤſungsſumme wird nach denſelben allgemeinen Grundſaͤtzen, wie bei 


den bäuerlichen Leiſtungen und bei den Zehenten ſelbſt, beſtimmt. 


Einen ähnlichen Anſpruch auf gegenſeitige Abloͤſung . follen- auch die 


Gutsherren haben, wenn etwa denſelben auch von ihrer Seite gewiſſe Leiſtun⸗ 
gen an die ihnen verpflichteten baͤuerlichen Beſitzer, außer dem ſchon F. 12. 
beftimmten Falle, z. B. Bauhuͤlfe, Remiſſion oder Erlaß in Ungluͤcksfaͤllen u. 


ſ. w. obliegen ſollten. 


Außerdem hat der Zehentberechtigte, oder der Gutsherr das Recht, ſich 


von ſeinen Laſten ohne andere Abloͤſung dadurch zu befreien, daß er die ihm 


zukommenden Leiſtungen freiwillig, und ohne Entſchaͤdigung aufgiebt, 
. H. 32. 


. 
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$. 32. Die Abloͤſung des Naturalzehentens geſchieht durch Land oder 
durch Rente, und es findet dieſerhalb alles dasjenige ſtatt, was oben §. 13. 
bis 21. vorgeſchrieben iſt. 5 a „„ 

$. 33. Wenn Lehnwaare in jedem Vererbungsfalle des Beſitzers hat 
entrichtet werden müffen, fo find drei Veraͤnderungsfaͤlle auf ein Jahrhundert 
zu rechnen; wird ſie aber nur dann bezahlt, wenn das Grundſtuͤck auf andere 
Erben, als Abkoͤmmlinge in abſteigender Linie, vererbt wird, ſo wird nur ein 
Veränderungsfall gerechnet. Findet dergleichen auch im Falle des Abſterbens 
des Gutsherrn Statt, ſo werden gleichfalls drei ſolcher Veraͤnderungsfaͤlle auf 
ein Jahrhundert gerechnet. Wenn aber das Obereigenthum, bei deſſen Wech⸗ 
ſel die Zahlung der Lehnwaare geſchehen muß, an ein Amt, an eine Dignitaͤt 
oder an ein Seniorat gebunden iſt, ſo ſollen ſechs Veraͤnderungsfaͤlle des Ober⸗ 
eigenthums auf ein Jahrhundert gerechnet werden. 

Iſt auch bei Veraͤußerungen in der dienenden Hand Lehnwaare zu bezahlen 
geweſen, ſo wird angenommen, daß zwei Veraͤnderungsfaͤlle in einem Jahr⸗ 
hundert vorkommen, und eben daſſelbe findet Statt, wenn ſie auch bei Ver⸗ 
aͤußerungen des Obereigenthums hat erlegt werden muͤſſen. 8 

F. 34. Ueberall wird ſodann derjenige Betrag der Lehnwaare zum 
Grunde gelegt, welcher durch Vertraͤge, oder Regiſter, oder Landesgeſetze, oder 
Herkommen beſtimmt worden iſt. Sind aber nicht hinlaͤngliche Nachrichten 
dieſer Art vorhanden, ſo geſchieht die Berechnung nach demjenigen Betrage 
derſelben, welcher in den letzten ſechs Veraͤnderungsfaͤllen wirklich bezahlt iſt: 

© und kann auch dieſer nicht ausgemittelt werden, fo muß die Durchſchnitts⸗ 
ſumme derjenigen Faͤlle, welche bekannt ſind, als Einheit zum Grunde gelegt werden. 
| H. 35. Hiernach ($$. 33. und 34.) werden dann die Betraͤge aller 
auf ein Jahrhundert treffenden Veraͤnderungsfaͤlle zuſammengerechnet, und 
der hundertſte Theil dieſer Summe macht die jaͤhrliche Rente aus, welche 
unter den Beſtimmungen des H. 16. abloͤslich iſt. g 

§. 36. Muß aber die Lehnwaare immer nach Ablauf einer beſtimmten 
Anzahl von Jahren entrichtet werden, ſo wird ihr feſtſtehender oder nach H. 34. 
durchſchnittlich zu berechnender Betrag blos durch die Zahl dieſer Jahre ge⸗ 
theilt, und es macht alsdann dieſer Quotient die jaͤhrliche Rente aus. 

. Kaßeiß a. due, F. 37. Außer dem laufenden, nach vorſtehenden Beſtimmungen er⸗ 

1 Sac eghe org mittelten Zinſe oder deſſen Abloͤſungspreiſe, iſt der Verpflichtete dem Berech⸗ 
3 „bee se A tigten zu feiner vollſtaͤndigen Entſchaͤdigung den Betrag deſſelben fuͤr ſo viel 
= = er Jahre, als feit dem letzten Lehnwaarefall bis zur Abloͤſung abgelaufen find, 

eg nachzuzahlen gehalten. 

A $. 38. Die für die abgelöfeten Abgaben, Zehenten und Dienſte feſt⸗ 

RK geſetzten Renten oder Kapitalien genießen daſſelbe Vorzugsrecht vor allen 

hs, hypothekariſchen Forderungen, welches den Abgaben und Leiſtungen ſelbſt zu, 
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ſtand; zur Erhaltung deſſelben muͤſſen jedoch die Berechtigten, bei Vermei⸗ 5 

dung der in den Geſetzen beſtimmten Nachtheile, binnen Jahresfriſt, nach be⸗ u 


fiätigtem Rezeſſe, die Eintragung in das Hypothekenbuch der verpflichteten 


Grundſtuͤcke nachſuchen. , 7.7. , 1 
§. 39. Die hypothekariſchen Gläubiger koͤnnen der Abloͤſung nicht a. eee, 


. widerſprechen; auch bedarf es ihrer Zuziehung bei dem Ablöͤſungsgeſchaͤft eee, 


nicht; vielmehr finden die in dem Allgemeinen Landrecht Theil I. Tit 20. fr ee ee eee, 
$$. 460. — 465: gegebenen Vorſchriften auch hier Anwendung, und Enn 7 
ſich bei entſtehenden Hinderniſſen der Verpflichtete ſeinerſeits in jedem Falle 
durch gerichtliche Niederlegung des Abloͤſungskapitals von aller Verhaftung * 7> 1 Ar, 
befreien. n eee, >" e, e e ,, 
$. 40. In Ruͤckſicht der Zuziehung der Lehnherren, Lehns⸗ und Fidei⸗ e un , 


kommißfolger, der Obereigenthuͤmer und Wiederkaufsberechtigten, finden „ e | 


Vorſchriften der Gemeinheitstheilungsordnung H. 10. u. ſ. f. H. 153. u. ſ. f. e. 
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§. 41. Im Ruückſicht der Pächter kommen die Vorſchriften der Dekla⸗ , 1 

ration vom 2gften Mai 1816. Art. 114. bis 120. zur Anwendung. idle ke, rn 
Urkundlich haben Wir dieſe Ordnung Allerhoͤchſteigenhaͤndig vollzogen, eee ee = 3a 

und mit Unſerm Königlichen Siegel bedrucken laſſen. 5 „5 „„ 

3 So geſchehen Berlin, den 7ten Juni 1821. . T 


(L. S.) Friedrich Wilhekm . 0 
C. Fuͤrſt v. Hardenberg. v. Altenſtein. +77 9444 

. * F 9 

- Beglaubigt: Frieſe. 5 . 7 Er , f 
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f (No, 632.) Geſetz über die Ausführung der Gemeinheitötheilungd= und Abloͤſungsordnungen ——— ESTG 
Vom 7ten Juni 1821. Sele, geh, eee, e, 

= : a e, 
Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 22 

Et Preußen ꝛc. 6 a = , 
554 Um die Ausführung der heute von Uns über die Theilung ber Genen sa 
heiten) und Nblöfung der Dienſte, Natural- und Geldleiſtungen der auf Ei⸗ e e zur ey 
genthum, Erbpacht und Erbzins angeſeſſenen Grundbeſitzer“ Nrlaſſenen Bed 

| nungen, ſo viel als möglich, zu erleichtern, und nach uͤbereinſtimmenden De 
| Grundſaͤtzen zu bewirken, verordnen Wir, nach eingeholtem Gutachten Unſers „„ 
Staatsraths, wie folgt: ' r 

ra $. I. Die Ausführung der beiden gedachten Ordnungen ird den bes: N 
ſtehenden Generalkommiſſionen übertragen, jedoch nur unter der, den Rei. BR a 
ſionskollegien beigelegten Mitwirkung wegen der rechtlichen Entſcheidung ing , 

zweiter Inſtanz. Für die Provinzen, in welchen ehemals die franzöfiiihen- = See, 
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und weſtphaͤliſchen Geſetze galten, und jetzt das Allgemeine Landrecht einge⸗ 
fuͤhrt iſt, wird die Ausfuͤhrung der Gemeinheitstheilungsordnung den nach 
dem Geſetz vom 25ſten September v. J. Behufs der Regulirung der dortigen 
gutsherrlichen und bäuerlichen Verhaͤltniſſe zu Magdeburg und Muͤnſter zu errich⸗ 
tenden Generalkemmiſſionen übertragen. Auch ſoll für dieſe Landes heile wegen 
der Gemeinheitstheilungsſachen ein Reviſionskollegium errichtee, werden. 
§. 2. Wegen der hierdurch entſtehenden Geſchaͤftsvermehrung ſoll der 


bezirk von Oppeln beſchraͤnkt, und fuͤr die Bezirke der Regierungen zu Bres⸗ 
lau und Liegnitz, mit Ausſchluß der Oberlauſitz, eine beſondere Generalkom⸗ 
miſſion zu Breslau errichtet werden. Der Generalkommiſſion des Frankfurther 
Regierungsbezirks werden die zu demſelben gehoͤrigen ehemaligen ſaͤchſiſchen 
Landestheile und die Oberlauſitz zugelegt und zum Wirkungskreis der General⸗ 
kommiſſion fuͤr die Kurmark werden die uͤbrigen Landestheile des Herzog⸗ 
thums Sachſen, imgleichen das Gebiet Erfurt und Amt Wandersleben, fer⸗ 

ner die vormals Großherzoglich Sachſen-Weimarſche und Fuͤrſtlich⸗Schwarz⸗ 
burgſche, Unſerer Provinz Sachſen gegenwaͤrtig einverleibte Ortſchaften ver⸗ 

wieſen. Der Wirkungskreis des Reviſionskollegii zu Breslau erſtreckt ſich 
uber die, für die Generalkommiſſionen zu Oppeln und Breslau beftimmten 
Bezirke, und der Geſchaͤftsbezirk des Reviſionskollegii zu Berlin wird in eben 
dem Maaße erweitert, als der Bezirk der Generalkommiſſionen zu Berlin und 
Soldin im Vorſtehenden erweitert worden. 

H. 3. Bei jeder Generalkommiſſion follen zwei, zum Richteramte geeignete 
und dazu verpflichtete Beamte, angeſtellt ſeyn, und deren Anſtellung von Un⸗ 
ſern Miniſtern des Innern und der Juſtiz gemeinſchaftlich bewirkt werden. 

5. A. Die Mitglieder der Generalkommiſſionen haben in Zukunft eine 
entſcheidende Stimme; bei einer Verſchiedenheit derſelben entſcheidet die Mehr⸗ 
heit, im Falle der Stimmengleichheit aber giebt die Meinung des General⸗ 
kommiſſarius den Ausſchlag. Wo es auf Rechtsfragen ankommt, die von 
der Anwendung und Auslegung der Geſetze abhaͤngig ſind, und im Allge⸗ 
meinen, abgeſehen von dem Gegenſtande, das Rechtsmittel der Mevifion 
nach der Verordnung vom 20ſten November 1819. zulaſſen, nimmt der 
Oberkommiſſarius an der Entſcheidung keinen Antheil, 

Dieſe Feſtſetzungen finden auch in Ruͤckſicht der Regulirungen der guts⸗ 
herrlichen und baͤuerlichen Verhaͤltniſſe, die nach dem Edikt vom Taten Sep⸗ 
tember 1811. und deſſen Deklarationen vorgenommen werden, Statt. Die 
Beſtimmung des F. 25. der Verordnung vom 20ſten Juni 1817. wegen 

| Zuziehung des Juſtitiarius der Regierung, tritt daher außer Anwendung. 
e Ke, bude, eee, e. are, §. 5. Wir ertheilen den Generalkommiſſionen zum Zweck der Aus⸗ 
aa 4 ei a e fene fuͤhrung der gedachten Ordnungen F. I. alle die Befugniſſe, welche ihnen in 
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der Verordnung vom 20ſten Juni 18 17., in Beziehung auf die Regulirungen 
der guts herrlichen Verhälhuſe der Wanken, die nicht Eigenthuͤmer ſind, bei⸗ 
i gelegt worden. 
N §. 6. Auch ſollen fi fie ermächtigt fen, alle, bei Ausführung beider 
Ordnungen vorkommende Streitigkeiten, durch ihre Spezialkommiſſionen in⸗ 
ſtruiren zu laſſen, zu entſcheiden, und ihre Entſcheidungen, ſobald ſie fuͤr 
rechts kraͤftig zu achten, zu vollſtrecken. Die Verfügung des F. Ir. der Ver⸗ 
ordnung vom 20ſten Juni 1817., wodurch einige Streitigkeiten an die ge⸗ 
woͤhnlichen Gerichte verwieſen ſind, faͤllt daher weg. ö 
5 $ 7. Wir ertheilen ihnen ebenfalls die Befugniß, Dekonomiekom⸗ 2 
miffarien zu prüfen und anzuftellen. 7 
F. 8. Dagegen entbinden Wir ſie in 1 $. 11. gedachten Faͤllen / a. we, , 
von der, H. 4. No. 1. der letztgedachten Verordnung enthaltenen . ,, 
das Intereſſe der eingetragenen Gläubiger, der Lehn⸗ und Fideikommißfolger J 
und anderer entfernten Theilnehmer von Amtswegen wahrzunehmen. Es 
liegt Ihnen in dieſer Ruͤckſicht nur das ob, was uͤber dieſen Gegenſtand in 
den heute erlaſſenen beiden Ordnungen beftitum iſt. 

H. 9. Die ihnen H. 4. No. 2. a. a. O. auferlegte Pflicht der Wahr⸗ 
nehmung des landes polizeilichen Intereſſe bleibt fortdauernd, und wird dahin 
erweitert, daß ihre Spezialkommiſſarien die, H. 43. gedachten Obliegenheiten 
in Beziehung auf alles Grundeigenthum, deſſen Verhaͤltniſſe durch ihre Ver⸗ 
mittelung veraͤndert, und auf alle Geſchaͤfte, welche ihnen nach dem Inhalt 
der in Rede ſeyenden Verordnungen übertragen werden, in Erfüllung zu brin⸗ 
gen haben. Insbeſondere haben dieſe bei der neuen Vertheilung der Laͤnde⸗ 
reien, und zwar ohne Unterſchied der Faͤlle, ob dieſelben gleich voͤllig ausein⸗ 
ander geſetzt werden, oder die Beſitzer die bisher beſtandene Gemeinheit fort⸗ 
ſetzen wollen, darauf zu halten, daß vermoͤge der neuen Eintheilung die aus⸗ 
einandergeſetzten Grundſtuͤcke, den Zwecken der Auseinanderſetzung gemäß, 2 
ſogleich benutzt, und letztere auch bei den noch in Gemeinheit verbleibenden 5 
Grundſtuͤcken dereinſt, wenn ſich die Theilnehmer zu deren Aufhebung ent⸗ i 
ſchließen, ohne große Schwierigkeit, und insbeſondere moͤglichſt ohne neuen 
Umtauſch der Laͤndereien erreicht werden koͤnnen. Sie muͤſſen nicht nur ihre 
Vermittelung einlegen, daß die moͤglichſt vollkommenſten Plan⸗Lagen und deren 
ſchickliche Verbindung durch Wege und Triften in Vorſchlag kommen, die 
Theilnehmer zu deren guͤtlicher Annahme vermogt, und die Widerſpruͤche 
Einzelner, ſey es im Wege des Vergleichs oder der Entſcheidung, beſeitigt ER 
werden; fondern fie duͤrfen auch die hierüber genommenen, zur Vereitelung 
oder Erſchwerung der Zwecke der Auseinan derſetzung gereichenden Abreden der 
Theilnehmer nicht geſtatten, muͤſſen vielmehr in dergleichen Faͤllen durch angemef⸗ 

‚jene B. deutung ein anderes Abkommen zu bewirken ſuchen und wenn ſie ſolches nicht a 
erreichen konnen, ‚Darüber zur Entſcheibung der Generalkommiſſion berichten. 2 
Jahrgang 1821. en N 8, N 


— 


. 


F. 10. In Beziehung auf das Verfahren verweiſen Wir im Allgemei⸗ 
nen auf die Vorſchriften des zweiten Abſchnitts der Verordnung vom 20ſten Juni 
1817., welche in die Stelle des J3ſten Titels des J. Theils der Allgemeinen Ge⸗ 
richtsordnung tritt, finden jedoch für noͤthig, folgende nähere Beſtimmungen 
und Zuſaͤtze zu mache. 8 ö 

F. II. Ergiebt ſich bei einer Regulirung der gutsherrlichen und baͤuer⸗ 


lichen Verhaͤltniſſe nach Unſerm Edikt vom IAten September 1811. und deſſen 


Deklarationen, oder bei einer Gemeinheitstheilung, oder bei einem Abloͤſungs⸗ 
geſchaͤft, daß das berechtigte oder belaſtete Gut Lehn oder Fideikommiß ſey, 
oder widerkaͤuflich beſeſſen werde, und daß der Lehnsbeſitzer keine lehnsfaͤhige 
Abkömmlinge (Deszendenz) hat, fo muß die bevorſtehende Regulirung Ge⸗ 
meinheitstheilung oder Abloͤſung der Dienſte und Leiſtungen oͤffentlich bekannt 
gemacht, und es allen denjenigen, welche dabei ein Intereſſe zu haben vermei⸗ 
nen, uͤberlaſſen werden, bis zu einem beſtimmten Termin ſich zu melden, und 
zu erklaͤren, ob ſie bei der Vorlegung des Plans zugezogen ſeyn wollen. 

H. 12. Dieſer Termin wird Sechs Wochen weit hinausgeſetzt, und 
zweimal in den Zeitungen, in den Intelligenz und Amtsblaͤttern der Pro⸗ 
vinz von drei zu drei Wochen bekannt gemacht, und es wird die Warnung 
hinzugefuͤgt, daß die Nichterſcheinenden die Auseinanderſetzung gegen ſich gelten 
laſſen muͤſſen und mit keinen Einwendungen dagegen werden gehoͤrt werden. 

H. 13. Dieſe Verwarnung wird in Ruͤckſicht der bis zur Vorlegung 
des Auseinanderſetzungsplans Ausbleibenden vollzogen, und iſt daher in den 
Auseinanderſetzungsrezeſſen zu bemerken, daß, welchergeſtalt, und mit wel⸗ 
chem Erfolg die oͤffentliche Aufforderung geſchehen iſt. . 

§. 14. Von den ſich meldenden Theilnehmern find nur diejenigen 
zu dem kuͤnftigen Termin der Vorlegung des Plans vorzuladen, welche bis⸗ 
her ein Recht auf Zuziehung gehabt haben, nemlich: 3 

a) bei Lehnen der Lehnsherr und der naͤchſte, oder bei dem Daſeyn mehrerer 
gleich nahen, die naͤchſten Lehnsfolger, und falls dieſe außerhalbUnſerer Staa⸗ 
ten wohnen, auch darin nicht angeſeſſen ſind, und ſich nicht gemeldet 
haben, der Naͤchſte nach dieſen, welcher ſich in Unſern Staaten befindet; 
b) bei Fideikommißguͤtern die naͤchſten Anwärter, Allg. Landrecht Theil II. 
Titel 4. H. 87. und ff. ö a 
e) bei Erbzinsgütern der Obereigenthuͤmer; N N 
d) bei wiederkaͤuflichen Gütern der Wiederkaufsberechtigte; = 
e) außer dieſen, alle ſolche Theilnehmer, die ein unmittelbares Theilneh⸗ 
mungsrecht zu haben behaupten. f 
F. 15. Auch außer den $. IL. gedachten Faͤllen ſteht es den Theil⸗ 
nehmern frei, auf öffentliche Bekanntmachung der Auseinanderſetzung, zum 
Zweck der Ausmittelung unbekannter unmittelbarer Theilnehmer, mit der in 
der Gemeinheitstheilungsordnung H. 15 7. gedachten Wirkung, anzutragen. 
s §. 16. 


er Die Inſtruktion der Streitigkeiten, deren Entſcheidung von 
Rechtsgrundſaͤtzen hauptſaͤchlich abhängig iſt, wird von dem Kreis⸗Juſtiz⸗ 
kommiſſarius (Verordnung vom 20ſten Juni 1817. F. 61.), oder einem 
zum Richteramte geeigneten und verpflichteten Beamten bewirkt. : 
§. 17. Auch können. Beamte, die ehemals ein Richteramt bekleidet 
haben, aber ehrenvoll entlaſſen ſind, von den Generalkommiſſionen in ihrem 
Geſchaͤftskreis beauftragt, und ihnen unter Genehmigung des Oberlandes⸗ 
gerichts die richterliche Eigenſchaft beigelegt werden. f | 
§. 18. Die Beſtimmungen der HH. 11 I. und 112. der Verordnung = 
vom 2often Juni 1817. finden nur bei Regulirungen gutsherrlicher und 3 
baͤuerlicher Verhaͤltniſſe, die auf den Grund des Edikts vom I4ten Sep⸗ ; A 
tember 1811. geſchehen, ſtatt. i 1 
$. 19. Der im H. 173. nachgelaſſene Rekurs iſt in folgenden Faͤl⸗ 
len zulaͤſſig: 390110 i 8 
1) wenn die Beſchwerde ſolche Gegenſtaͤnde betrifft, die nach allgemeinen 
Vorſchriften zum Wirkungskreiſe der verwaltenden Behoͤrden gehören, 
wohin insbeſondere die, 9. 43. No. 1. bis 4. benannten Gegenftände 
zu rechnen find; 
2) wenn die Beſchwerde die Zulaſſung oder Zurückweiſung nachgeſuchter 
Abloͤſungen, Gemeinheitstheilungen, der Ausweiſung des hutfreien 
Drittels, einzelner Auszüge aus der Gemeinheit und anderer, auf die 1 5 
nähere Beſtimmung und Einſchraͤnkung der beſtehenden Gemeinheiten 2 
abzweckenden Einrichtungen, und die Statthaftigkeit der Subhaſtation 
des zu theilenden Gegenſtandes betrifft; 
3) wenn darüber geſtritten wird, ob bei Forſten die Entfchädigung der 
Diienſtbarkeitsberechtigten in Land zu geben eh) | 
4) wenn über Die Unvollſtaͤndigkeit und Unzweckmaͤßigkeit der Aus einander⸗ 
ſetzungen und Regulirungen in wirthſchaftlichen Beziehungen, insbe⸗ 
ſondere bezuglich auf einen Abbau, auf ganze Plan⸗Lagen und deren 
Unterabtheilung, vorzubehaltende Wege und Triften, Viehtraͤnken, 
Lehm⸗, Sand⸗ und Mergelgruben, Kalk- und andere Steinbruͤche, 
Bewaͤſſerungs⸗ und Entwaͤſſerungsanſtalten, Beſchwerde gefuͤhrt wird; 
5) wegen der Unzweckmaͤßigkeit der neuen Grenzzuͤge. e 
§. 20. Dem Miniſterium des Innern ſteht es in einzelnen Faͤllen 
frei, die ihm zuſtaͤndige Entſcheidung in der Rekursinſtanz den Reviſions⸗ 
kollegien zu uͤbertragen. 5 
F. 21. Gegen die in Rekursſachen von dem Miniſterium des In⸗ 
nern oder dem deligirten Reviſionskollegium ergangene Entſcheidung findet 
kein weiterer Rekurs Statt. 5 
F. 22. Wenn durch eine, auf den eingelegten Rekurs erfolgte Abaͤnderung 
eine weitere Verhandlung noͤthig wird, um die Theilnehmer auszugleichen, Br 
dr 
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hört dieſelbe vor die betreffende Generalkommiſſion, welche auch wieder in erſter 8 
Inſtanz erkennt, im Fall durch jene Abänderung annoch eine rechtliche Entſcheidun ° 
nt nothwendig geworden ſeyn ſollte. „ rn 5 
5 : F. 23. Die Vorſchriften HH. 178. bis 184. der Verordnung vom 20ſten 
f g Juni 1817. wegen der Wirkungen der Appellationen, finden auch auf Streitigkei⸗ 
ten Anwendung, die bei Gemeinheitstheilungen und Abloͤſungen, worauf fich die 
beiden heutigen Ordnungen beziehen, entſtehen. i N - 2 
H. 24. Gegen die Erkenntniſſe der Reviſionskollegien findet, nach näheren 
Beſtimmung der Verordnung vom 29ſten November 1819. das Rechtsmittel der 
Reviſion ſtatt. ee 8 8 | 
: $. 25. Es ſteht den Theilnehmern frei, ohne Dazwiſchenkunft einer oͤffent⸗ 
lichen Behörde ſowohl wegen der Gemeinheit als auch wegen der Dienſte und Lei⸗ 
ſtungen, deren Abloͤſung die heute beſonders erlaſſene Ordnung zum Gegenſtand hat, 
ſich auseinander zu ſetzen. Es müffen aber die über folche Privatabkommen geſchloſ⸗ 
ſenen Rezeſſe jedesmal der Generalkommiſſion zur Beſtaͤtigung eingeſandt werden, 
H. 26. In Gemeinheitstheilungsſachen werden die Koſten der Vermeſſung 
und Bonitirung von allen Theilnehmern, nach Verhaͤllniß der Theilnehmungsrechte, 
etragen. Die übrigen Auseinanderſetzungskoſten tragen die Theilnehmer nach 
Verhaltnig des Vortheils, welcher ihnen aus der Auseinanderſetzung erpaͤchſt. 
Das ungefaͤhre Verhaͤltniß dieſes Vortheils wird von der Auseinanderſetzungskom⸗ 
miſſion ermeſſen, und der Koſtenpunkt von der Generalkommiſſton feſtgeſetzt. Die 
Koſtenpflichtigkeit in den bei Gemeinheitstheilungen entſtandenen Prozeſſen wird 
nach den Vorſchriften der Gerichtsordnung beſtimmt. Waͤhrend des Laufs der Aus⸗ } 
einanderſetzung muß jeder Theilnehmer die Auseinanderſetzungskoſten, nahPVerhält: 
niß ſeiner Theilnehmungsrechte, mit Vorbehalt kuͤnftiger Ausgleichung, vorſchießen. 
9. 27. Die Koſten der Ablöfungen von Dienften und anderen Leiſtungen werden 
nach den Grundſaͤtzen der gh. 209. und ff. der Verordnung vom 20. Juni 18 17. vertheilt. | 
F. 28. Wegen des Anſatzes der Koſten und der Stempelfreiheit finden auch F 
im Gemeintheitstheilungs- und Abldfungsfachen die Vorſchriften Hh. 213. und 214. i 
der gedachten Verordnung Anwendung. 3 - 
| F. 29. Da für die in Magdeburg und Muͤnſter zu errichtende Generalkom⸗ 
g miſſionen bereits die Geſetze vom 25ſten September 1811. die Grundfäße beſtimmen, 
nach welchen fie bei Abloͤſungen von Dienſten, Natural⸗ und Geldleiſtungen zu ver⸗ 
fahren haben, fo dient ihnen das jetzige Geſetz nur in Ruͤckſicht der Gemeinheits⸗ 
theilungen und Einſchraͤnkungen zur Richtſchnur. Auch erſtreckt ſich dabei die Kom⸗ 
petenz der Magdeburger Generalkommiſſton nur auf diejenige Theile der Provinz 
Gachſen, in welchen die Ausführung der heute erlaffenen beiden Ordnungen nicht 
nach H. 2. der Kurmaͤrkſchen Generalkommiſſion übertragen worden iſt. 2 
Urkundlich haben Wir dieſes Geſetz Allerhochſteigenhaͤndig vollzogen und mit 
Unſerm Königlichen Inſiegel bedrucken Laffen. TER Ba 
So geſchehen Berlin, den 7ten Juni 1821. : 


. 8.) Friedrich Wilhelm. 
C. Fuͤrſt v. Hardenberg. v. Altenſtein. 
Beglaubigt: Frieſe. BE 


7 


1 


—— 


